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Itwiſchen den Fronten 


Es iſt Polen im Laufe der letzten fünf Jahre gelungen, ſich von dem außenpolitiſchen 
Geſetz, das ihm in Verſailles diktiert worden war, zu befreien. Aus einem Staat, der 
einer weſtlichen Großmacht hörig war, hat ſich Polen zu einem Faktor entwickelt, der im 
Rahmen der großen europäifchen Politik fein eigenes Schwergewicht hat. Aus einem 
mehr gezwungenen als freiwilligen Parteigänger Frankreichs iſt ein Staat geworden, 
deſſen Außenpolitik von dem Gedanken beherrſcht iſt, nach 
Möglichkeit an keinem der politiſch⸗weltanſchaulichen Lager, 
die ſich aus den Gruppen der „totalitären“ und der „demokra— 
tiſchen“ Staaten in Europa herausgebildet haben, unmittelbar 
beteiligt zu fein. Es iſt Polen durch dieſes Beftreben, ſich zwiſchen den Fronten 
zu halten, gelungen, die taktiſchen Möglichkeiten ſeiner Außenpolitik zu verbeſſern, und 
zwar inſofern, als es als Außenſeiter u. U. in die Lage verſetzt wird, einerſeits aus dem 
Wettbewerb der beiden gegeneinanderſtehenden Fronten und andererſeits aus dem An⸗ 
lehnungsbedürfnis der ſich in einer ähnlichen Lage befindlichen kleineren Mächte Nutzen 
zu ziehen. Beides hat Polen während der letzten Jahre verſucht. 

Es wäre verfehlt, wenn man das Abrücken pplens von der Sowjetunion, feine 
Zurückhaltung gegenüber Frankreich, ſeine Antipathie gegen das Syſtem der „kollektiven 
Sicherheit“, den Abſchluß des Gewaltverzichtspaktes mit Deutſchland und die Abgabe 
der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November v. J oder auch die Tatſache, daß Polen 
feinerzeit die Sanktionen gegen Italien vorzeitig eingeſtellt hat, jo auslegen wollte, als ob 
Polen bereits entſchloſſen ſei, ſich an die Seite der „tokalitären“ Staaten zu ſtellen. Dieſe 
Abſicht hat Polen zweifellos nicht. Wohl aber iſt es ſeit mehreren Jahren 
darauf bedacht, ſich in dem Maße, in dem ſich die Gegenſätze zwiſchen den Fronten 
verſchärfen, vorſichtig von der Gruppe der „demokratiſchen“ 
Staaten zu löſen, nicht um ſich nun gegen dieſe Staaten zu ſtellen, ſondern um 
von deren Gegnerſchaften nicht mitbelaſtet zu werden. Es gibt aber Fragen 
grundſätzlicher Art, um deren Beantwortung ſchließlich auch 
die polniſche Politik nicht herumkommen wird, deren Beant⸗ 
wortung aber zugleich eine Entſcheidung für dieſe oder jene der 
beiden europäiſchen Fronten bedeutet. Hierher gehören z. B. die Ein⸗ 
ſtellung zum Völkerbund, das Judenproblem und die Forderung nach Kolonialbeſitz. In 
allen drei Fragen drängt die Entwicklung der letzten Zeit zur Entſcheidung. 

Die Einſtellung Polens zum Völkerbund hat ſich im Laufe der 
letzten Jahre weitgehend gewandelt. An die Stelle des früheren eifrigen Bemühens um 
einen ſtändigen Sitz im Völkerbundsrate iſt eine durchaus kritiſche Betrachtung der Genfer 
Leiſtungen und Methoden getreten. Bereits in einer Ende 1936 in Genf überreichten 
Denkſchrift über die damals noch aktuelle Frage einer Reform des Völkerbundspaktes 
hat Oberſt Beck der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß die Genfer Inſtitution 
der Verſuchung erliegen könne, ein Zweckverband von Staaten zu werden, 
deren Intereſſen mit denen der dem Bunde nicht angehörenden 
Staaten in Widerſpruch ſtehen. Erneut hat ſich der polniſche Außenminiſter 
dann im Mai 1937 gegen einen Völkerbund, der eine Intereſſengemeinſchaft der 
„demokratiſchen“ Staaten darſtellt, erklärt und betont, „daß die Grundſätze 
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der polniſchen Politik gerade auf der Abneigung, ſich irgend: 
welchen entgegengeſetzten oder gar feindlichen Blocks oder 
Lagern anzuſchließen, beruhen“. In verſchärfter Form iſt dieſe Abneigung 
gegen den ſich immer mehr von dem Grundſatz der Allgemeinheit entfernenden Völkerbund 
noch einmal im Dezember v. J., nach dem Austritt Italiens aus der Genfer Inſtitution 
und der Verlautbarung der Reichsregierung, daß das Deutſche Reich niemals mehr nach 
Genf zurückkehren werde, in einer von der „PAT“ veröffentlichten amtlichen Erklärung 
der polniſchen Regierung zum Ausdruck gekommen: „Wenn Genf weiterhin die Tendenz 
verrät, doktrinäre Auseinanderſetzungen zu pflegen, dann ſieht ſich die polniſche Regierung 
gezwungen, zu prüfen, ob ſie ſich nicht im Gegenſatz zu den Genfer politiſchen Grundſätzen 
befindet und demgemäß an eine Revifion ihrer Einſtellung zu dieſer Einrichtung heran⸗ 
gehen muß“. In ausführlicher Weiſe hat Oberſt Beck ſchließlich die polniſchen Bedenken 
gegen den Völkerbund noch einmal in ſeiner Rede vor dem Sejm am 10. Januar d. J. 
zufammengefaßt: „Man kann ſich“, fo hat er da u. a. gefagt, „des Eindrucks 
nicht erwehren, daß verſchiédene Faktoren die Liga in erſter 
Linie als ein Inſtrument ſehen wollen, das gegen die foge- 
nannten totalitären Staaten gerichtet iſt“. 

Mit einer Polen befriedigenden Reform des Völkerbundes iſt nicht mehr 
zu rechnen. Das Prinzip der Allgemeinheit der Genfer Liga iſt unrealifierbar 
geworden, und die Tatſache, daß in Genf die „demokratiſchen !“ Staaten allein maßgebend 
und von jeher daran gewohnt ſind, ſich der aus der Verſailler Atmoſphäre ſtammenden 
Inſtitution als eines Kollektivinſtrumentes ihrer Sonderpolitik zu bedienen, läßt die 
polniſche Befürchtung hinſichtlich einer fortſchreitenden Entartung des Völkerbundes in. 
vollem Umfang als berechtigt erſcheinen. Das aber bedeutet, daß Polen 
vor die Frage geſtellt werden wird, ob es im Bunde bleiben und 
als deſſen Mitglied den aller Vorausſicht nach erfolgloſen Verſuch unternehmen ſoll, in 
Genf gegen den Widerſtand der dort verſammelten Staaten die Grundſätze ſeiner eigenen 
Politik zur Geltung zu bringen, oder ob es aus dem Grundſatz ſeiner Politik, mit 
keinem der beſtehenden Lager gemeinſame Sache zu machen, die letzte Konſequenz ziehen 
und aus dem Bunde austreten ſoll, — was von den „demokratiſchen“ 


Staaten naturgemäß ſofort als polniſche Parteinahme für den Block der „totalitären“ 
Staaten ausgelegt werden würde. 


Zu den Faktoren, die die außenpolitiſche Lage eines Staates berühren, gehört auch 
die Behandlung der jüdiſchen Frage. Dieſe hat ſchon bei dem Zuſtande⸗ 
kommen der Minderheitenſchutzverträge von 1919 eine maßgebliche Rolle geſpielt. Seit 
der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus hat die Behandlung, die dieſe Frage 
in den einzelnen Staaten erfährt, geradezu die Bedeutung eines Kennzeichens 
der außenpolitiſchen Orientierung erlangt. Auch Polen hat die inter⸗ 
nationalen Rückwirkungen einer judenfeindlichen Einſtellung ſchon gelegentlich zu fühlen 
bekommen. Wenn Polen auf geſetzliche Maßnahmen auf dieſem Gebiete bisher verzichtet 
und auch die Frage der jüdiſchen Auswanderung vor der internationalen Oeffentlichkeit 
bisher nur mit vorſichtiger Zurückhaltung angefaßt hat, ſo iſt hierfür in erſter Linie 
die nicht unbegründete Befürchtung maßgebend geweſen, daß es durch eine kräftige 
Initiative in der Behandlung dieſes Problems in eine allzu nahe politiſche Berührung mit 
dem Block der „totalitären“ Staaten gebracht werden könnte. Durch den Umſchwung 
in Rumänien iſt auch für Polen in dieſer Hinſicht eine neue Lage entſtanden. Polen 
wird durch das Vorgehen ſeines ſüdlichen Nachbarn in die vorteilhafte Lage verſetzt, die 
Auswirkungen einer Politik, die es ſelber nicht durchzuführen gewagt hat, an einem 
Staate, der ſich in einer ähnlichen internationalen Situation wie es ſelber befindet, 
ſtudieren und daraus ſeine ſpäteren Schlüſſe ziehen zu können. Polen hat den gefahr⸗ 
loſeren Weg gewählt, ſich die Politik, die es ſelber einmal einzuſchlagen gedenkt, von 
einem anderen Staate erſt einmal vorexerzieren zu laſſen. Hat Rumänien mit feinem 
Vorgehen gegen die Juden trotz der Schwierigkeiten, die ihm von den ſonſt um die 
nationalen Minderheiten wenig beſorgten Weſtmächten in den Weg gelegt werden, 
Erfolg, ſo iſt mit einiger Beſtimmtheit damit zu rechnen, daß Polen ſeinem Beiſpiel 
folgen und die zu erwartenden außenpolitiſchen Rückwirkungen in Kauf nehmen wird. 
Darüber, daß die Entjudung auch für Polen eine innerpolitiſch⸗wölkiſche Notwendigkeit 
iſt, können keine Zweifel beſtehen. Als ſicher muß man aber auch annehmen, 
daß eine tatkräftige Initiative in dieſer Richtung geeignet iſt, 
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nicht nur die Beziehungen Polens zu den „demokratiſchen“ Staaten zu trüben, ſondern 
auch die Ausſichten auf eine konſequente Fortſetzung feiner 
Politik zwiſchen den Fronten zu mindern. 

Eine weitere Frage, die in dieſem Zuſammenhange erwähnt werden muß, iſt die 
Forderung Polens, an einer Neuverteilung des überſeeiſchen 
Kolonialbefißes beteiligt zu werden. Mit dieſer Forderung, die die 
Intereſſen der „befißenden“, und das bedeutet im weſentlichen wieder der „demokratiſchen“ 
Staaten berührt, ſtellt ſich Polen an die Seite der Staaten, die eine Erweiterung ihres 
wirtſchaftlichen Lebensraumes und ihrer Rohſtoffbaſen verlangen. Freilich iſt Polen 
bemüht, mit feiner Forderung den gegenwärtigen Beſitzern der Kolonialgebiete nicht allzu 
läſtig zu fallen und Deutſchland allein die Beſchwerniſſe, die die Geltendmachung der 
Kolonialforderung mit ſich bringt, übernehmen zu laſſen. Gerade dadurch aber, 
daß es ſeine eigene Forderung gewiſſermaßen an diejenige Deutſch— 
lands anhängt, rückt es an die nichtbeſitzenden, und das find im 
weſentlichen wieder die „totalitären“ Staaten nur um ſo näher 
heran. 


Je weiter die drei genannten Probleme ausreifen, um ſo ſchwieriger muß es ſür Polen 
erſcheinen, ſich weiterhin zwiſchen den Fronten zu halten. Es iſt offenſichtlich, daß 
eine ſolche Stellung zwiſchen den Mächten, die in ſich die Kräfte weltbewegender Ent⸗ 
ſcheidungen bergen, notwendigerweiſe etwas Proviſoriſches iſt und einem Staate 
wie Polen nur zeitlich begrenzte Erfolgsausſichten zu bieten vermag. 
Aber nicht nur das. Eine ſolche Stellung birgt für einen Staat, dem die Macht fehlt, 
die Entſcheidungen, denen er ausweichen will, zu verhindern, die Gefahr, von beiden 
Fronten als Gegner behandelt zu werden. Die Politik, die Polen betreibt, 
ſetzt weniger mutige Initiative als wendige Klugheit voraus. Lind der, der fie betreibt, 
überſieht allzu leicht, daß das, was er ſelber für Klugheit hält, von den Anderen als 
vertragsunfähige Unzuverläſſigkeit aufgefaßt werden kann. Wer zu 
vorſichtig iſt, um ſich rechtzeitig auf einen der ihm bereitgeſtellten Stühle zu ſetzen, wird 
ſchließlich zwiſchen die Stühle geraten. Dr. K. 


Fünf Jahre Gau Bahyeriſche Oſtmark 


Am 11. Januar vor fünf Jahren wurde auf Befehl des Führers der Gau 
Bayeriſche Oſtmark geſchaffen. Ueber Aufgabe und Bedeutung dieſes Gaues ſprach 
am 4. Dezember 1937 auf einer Arbeitstagung des Bundes Deutſcher Oſten in 
Paſſau Gauleiter Fritz Wächtler, der die Tagung als ein eindrucksvolles 
Bekenntnis zur Einheit der Oſtgrenze des Deutſchen Reiches begrüßte. Aus der 
Rede des Gauleiters ſeien im Folgenden einige leitende Gedankengänge wiedergegeben: 


Es iſt die vornehme Aufgabe des Bundes Deutſcher Oſten, der keine Partei- oder 
Gtaatsdienfiftelle, ſondern eine Vereinigung gleichgeſinnter, verantwortungsfreudiger 
Bekenner und Kämpfer für den deutſchen Oſten iſt, deſſen geiſtige und ſeeliſche Einheit zu 
pflegen. Innerhalb dieſes Kampfes um den deutſchen Oſten hat die Bayeriſche Ostmark 
mehrere Aufgaben von beſonderer Eigenart zu erfüllen. Schild und Brücke i ſt 
die Bayeriſche Oſtmark zugleich: Schild der Reichseinheit im 
Oſten und Brücke des Reiches zum Südoſten. Beide Aufgaben ſind an ſich 
nicht neu. Denn gewaltige Kulturſtröme find aus dem Raum der Bayeriſchen Oſtwark 
viele Jahrhunderte hindurch donauabwärts gegangen, und gefährliche, gegen das Reich 
gerichtete Völkerſtürme ſind an dem harten Wehrwillen der Bayeriſchen Oſtmark ‚ab: 
geprallt. Man braucht nur an den Huſſitenſturm denken! Nur die Kurzſichtigkeit eines 
lediglich ſtaatlichen und privatwirtſchaftlichen Denkens hat während des letzten halben 
Jahrhunderts die großen Aufgaben der Bayeriſchen Oſtmark in Vergeſſenheit geraten 
laſſen. Das kleindeutſche Reich hat jenſeits der Grenze nur das verbündete Oeſterreich, 
nicht aber das angreifende Tſchechentum und das bedrängte Deutſchtum geſehen. Man 
hat Paſſau, das einſt ein Mittelpunkt ſüdoſtdeutſcher Kulturbeziehungen war, zu einer 
Landſtadt herabſinken und die reichsdeutſche Donaulandſchaft mit ihrem Hinterland zu 
einem toten Winkel werden laſſen. 
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Co hat es ſich, als im Jahre 1933 der Gau Bayerifche Oſtmark gefchaffen wurde, 
nl einmal darum gehandelt, überhaupt erſt wicder al Berens ae dl. Aufgaben 
ieſes Gaues zu werben. Es wird in Deutſchland auch heute noch viel zu wenig beachtet, 
was es bedeutet, daß bei Furth im Wald die Tſchechen 200 Kilometer 
weiter weſtlich ſtehen als die Polen bei Schneidemühl und um 
300 Kilometer weiter weſtlich als die Slowenen an der Kärntner 
955 en ze, daß im Bereich der ee Oſtmark, alfo im Zentrum der gefamt- 
eutſchen Oſtfront, der kiefſte ſlawiſche Einbruch in den deutſchen 
St aats- und Volksraum 9 111 Und es muß auch immer wieder darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß der tſchechiſche Keil ſowohl die nördlich und ſüdlich von ihm gelegenen 
deutſchen Gebiete in der Flanke und im Rücken wie auch die Mitte des deutſchen 
Volks- und Reichs bodens gerade an ihrer ſchmalſten Stelle, 
auf der Linie Furth im Wald — Weißenburg im Elſaß, bedroht, 
daß Tſchechen und Franzoſen in Verſailles mit dem Gedanken ſpielten, an dieſer Stelle 
die Reichseinheit zu zerbrechen. 

8 Die Tatſache, daß dieſer Anſchlag auf die Einheit des Reiches hat abgewehrt werden 

können, ändert nichts daran, daß die Dayeriſche Oſtmark einer der 
Nervenpunfte der reichsdeutſchen Hſtgrenze und im Guten wie 
im Böſen ein Raum der großen Entſcheidungen ift, und das um fo 
mehr, als durch die Zuſammenarbeit zwiſchen Prag und Moskau der tſchechiſche Keil 
an einen gefährlich langen Hebelarm angeſetzt worden iſt, der vom Kreml bis in das 
Herz Mitteleuropas reicht. Um aber Nervenpunfte ſchützen zu können, braucht man 
nicht nur einen guten Panzer, alfo eine ſtarke Wehrmacht, 
fondern auch einen gefunden Körper, alfo ein dicht fiedelndes, 
lebenstüchtiges und bodenſtändiges Grenzvolk. Denn auch die beſte 
Truppe iſt auf die Dauer nicht in der Lage, ein ausgeblutetes Land gegen einen über⸗ 
legenen fremden Blutdruck zu halten. Volkspolitiſch laͤßt ſich ein Land letzten Endes nur 
durch die Kraft des bio lo giſchen Wehrwillens eines Volkes behaupten. 
Von dieſen Ueberzeugungen ausgehend, hat der Nationalſozialismus im Jahre 1933 
in der Bayeriſchen Oſtmark die Erziehung der Bevölkerung zum Grenzbewußtſein, den 
Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit, den Aufbau der gewerblichen Wirtſchaft, die Leiſtungs⸗ 
ſteigerung der Landwirtſchaft, die Erſchließung des Landes durch große Straßenbauten, 
den Kampf um die Volksgeſundheit und den Aufbau des kulturellen Lebens begonnen. 
Er hat all dieſe vielſeitigen Maßnahmen einer bewußten grenzpolitiſchen 
Zielſetzung unfer geordnet: die Bayeriſche Oſtmark zu einem Schild der 
Reichseinheit gegen die Gefahren von Dſten und zu einer Klammer 
der Reichseinheik über die Stammes und Konfeſſionsgrenzen 
hinweg auszugeſtalten. Vielleicht treten die Erfolge der nationalſozialiſtiſchen Aufbau⸗ 
arbeit für den, der die wirtſ. chaftlichen und ſeeliſchen Verwüſtungen des vergangenen 
Zeitalters kennt, nirgends ſo handgreiflich ſichtbar wie in der Bayeriſchen Oſtmark zu 
Tage. Es iſt klar, daß in den wenigen, ſeit der Machtergreifung verſtrichenen Jahren 
die traurigen Ergebniſſe einer langwährenden Vernachläſſigung noch nicht endgültig 
haben beſeitigt werden können. Es iſt notwendig, die Verkehrserſchließung 
fortzuſetzen, die bäuerliche Wal dwirtſchaft zu verbeſſern, die VBiehwirt⸗ 
ſchaft in den ackerbaufeindlichen Waldgebieten zu fördern, das Land aus einer Rohſtoff⸗ 
quelle für andere Gebiete zu einer Werkſtätte der Rohſtoffverarbeitung 
zu entwickeln, die Volksgeſundheit zu heben, insbeſondere die Säuglings⸗ 
ſterblichkeit zu bekämpfen uam. Alle dieſe Maßnahmen müſſen dem Ziel dienen, 
die Abwanderung aus dem Grenzgebiet zum Stillſtand zu bringen, die Siedlung im 
Grenzgebiet zu verdichten und gerade die tüchtigſten Kräfte durch die Sicherung 
lohnender Arbeits- und Aufſtiegsmöglichkeiten dem Grenzgebiet zu erhalten. 

Wird ſo die Bayeriſche Oſtmark zu einem ſtarken Garanten der Einheit des Reiches, 
ſo wird ſie auch fähig, ein Mittler des Reichsvolkes zum Südoſten zu werden. Von 
der Donau, der Lebensader des Südoſtens durchfloſſen, iſt unter 
allen reichsdeutſchen Gauen vor allem die Bayeriſche Oſtmark 
berufen, dieſe Mittlerrolle zu übernehmen und den lebensnot⸗ 
wendigen Zuſammenklang zwiſchen den großen Landſchaften 
des Rheines und der Donau nach Südoſten hin ſicherzuſtellen. 
Es muß mehr als eine geſchichtliche Erinnerung werden, daß die Donaulandſchaft einſt 
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zu den blühendſten und dichteſt befiedelten Gebieten des Reiches gehörte und daß Regens⸗ 
burg einſt ein wahrhafter Reichsmittelpunkt war. Es muß als eine gegenwartspolitiſch 
bedeutſame Tatſache erkannt werden, daß die bayeriſchen und öſterreichiſchen Städte an 
der Donau die Einheitlichkeit der deutſchen Kultur ſinnfällig verkörpern. Man darf 
gerade angeſichts der bolſchewiſtiſchen Drohung, der ſich das Huſſitentum verbündet hat, 
nicht vergeſſen, daß es die. Stärke des deutſchen Volkes im Donauraum war, die mehr 
als einmal den Vorſtoß Aftens gegen die europäiſche Mitte zum Stehen gebracht und 
damit eine Aufgabe für ganz Europa erfüllt hat, der die kleineren Völker des Südoſtens 
trotz ihrer großen Blutopfer nicht gerecht zu werden vermochten, und daß die 
kulturelle, wirtſchaftliche und wehrpolitiſche Gemeinſamkeit 
des deutſchen und des weiteren europäiſchen Südoſtens auf eine 
große, durch die Jahrhunderte bewährte Tradition zurück- 
blicken kann. Feindliche Gewalt, diplomatiſche Kleingläubigkeit und verengtes Raum⸗ 
bewußtſein haben dieſe Tradition zu zerſtören verſuchk. Daß aber die Tragödie des 
Donauraumes auch von den Kreiſen empfunden wird, die ſie verſchuldet haben, geht aus 
der Tatſache hervor, daß ſeit 1919 in Paris, Prag und Genf Dutzende von Plänen für 
die Reorganiſation dieſes Raumes aufgeſtellt worden ſind, die wie Leuchtraketen am 
politiſchen Himmel Europas aufſtiegen und, ohne eine Spur zu hinterlaſſen, wieder 
verpufften. Denn ihre Urheber haben den fundamentalen Fehler be— 
gangen, eine Neuordnung des Donauraumes ohne oder gegen 
das Deutſche Reich und das deutſche Volk durchführen zu wollen. 

Jede Neuordnung dieſes Raumes aber wird an folgenden grundlegenden Tatſachen nicht 
vorbeigehen können: 1. Das Deutſche Reich und Oeſterreich ſind vom 
gleichen deutſchen Volke beſiedelt, und in einem Zeitalter, dem die Völker 
das Gepräge geben, wird man auf die Dauer die Teile ein und desſelben Volkes nicht 
daran hindern können, eine gemeinſame Straße zu gehen. 2. Die Völker des 
Donauraumes find mit dem deutſchen Volke in eine gemeinſame 
Abwehrfront gegen einen Feind, der ſie alle bedroht, den Bolſchewismus, geſtellt. 
3. Die Völker des Donauraumes bedürfen, um ihren materiellen und 
kulturellen Wohlſtand zu mehren, eines Ergänzungsraumes, der ihnen 
den lleberſchuß ihrer landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe und 
Rohſtoffe abnimmt; dieſer Ergänzungsraum kann kein anderer ſein als das 
Deutſche Reich. Es liegt im Intereſſe aller Anrainer des Donauſtromes, eine auf 
weite Sicht berechnete mitteleuropäiſche Wirtſchaftsgemein⸗ 
ſchaft zu ſchaffen, die allen Beteiligten inmitten einer ſtürmiſchen und unberechen⸗ 
baren Entwicklung der Weltpolitik die ihnen lebensnotwendigen Wirtſchaftsgüter im 
nachbarlichen Auskauſch ſicherſtellt. Eine ſolche Entwicklung läßt ſich weſentlich durch den 
Ausbau der Großſchiffahrtsſtraße Rhein — Main — Donau mit 
Abzweigungen nach Mittel⸗ und Norddeutſchland verſtärken. Es iſt nicht zu viel geſagt, 
wenn man behauptet, daß der Bau dieſes Großwaſſerweges eine geſchichtliche Wende im 
Wirtſchaftsleben Mittel: und Südoſteuropas darſtellen und wohl ebenſo viel wirtſchafts— 
geſtaltende Kraft wie etwa der Bau des Suezkanals haben wird. 

Im Rahmen dieſer gefamtdeutfchen Aufgabe kommt der Bayeriſchen Oſtmark ihre 
beſondere Aufgabe zu, eine Aufgabe, die die deutſche Schlüſſelſtellung Oeſterreichs gegen⸗ 
über dem Südoſten in keiner Weiſe beeinträchtigt oder beſchränkt. Denn es genügt nicht, 
daß die Aufgabe, die dem deutſchen Volk an der Donau geſtellt iſt, nur in dem Raum 
zwiſchen Wien und Linz begriffen und durchgeführt wird. Der öſterreichiſche 
Donauraum muß in einer lebensvollen reichsdeutſchen Donau⸗ 
landſchaft feine Fortſetzung finden. Im Zuge einer vom Rhein zur Donau 
führenden Lebensader darf keine tote Stelle, keine Bruchlinie liegen. Keine Landſchaft 
des Reiches iſt nur für ſich ſelber da. Eine jede muß ſich zu einem lebendigen Ganzen 
mit den anderen Landſchaften des Reiches verbinden. Der Bayeriſchen Oſtmark 
werden durch ihre Lage an der tiefſten Einbruchſtelle ſlawiſchen 
Volkstums, an der Nahtſtelle zwiſchen Nord- und Süddeutſch⸗ 
land und an der großen Wirtſchafts⸗ und Kulturſtraße der 
Donau ihre reichswichtigen Aufgaben gewieſen. Und die Bayeriſche 
Oſtmark hat, ſeitdem ſie vom Nationalſozialismus zum Bewußtſein ihrer Lage und der 
ſich daraus ergebenden Aufgaben erweckt worden iſt, ſchon bewieſen, daß ſie bereit iſt. 
ſich mit allen Kräften dort einzuſetzen, wo es um die Zukunft des deutſchen Volkes und 
um die Größe des Deutſchen Reiches geht. 
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Deuiſcher Schulſtreik in Oſtoberſchleſien 


Mit dem Beginn des Schuljahres 1937/38 traf nicht nur für die 
privaten, ſondern auch für die öffentlichen deutſchen Minderbeits- 
ſchulen Oſtoberſchleſiens eine weſentliche Verſchlechterung 
der Rechtslage. Durch das Syſtem der Sprachprüfungen wurden zu 
Beginn diefes Schuljahres mehr als 30 v. H. der Kinder, die zu den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen mit deutſcher Unterrichtsſprache angemeldet worden waren, am Beſuch dieſer 
Schulen gehindert. Von 1346 deutſchen Schulanfängern, die ſich den 
Sprachprüfungen unker ziehen mußten, wurden 407 in polniſche 
Schulen verwieſen. Im Schuljahr 4936/37 waren von 4577 deutſchen Schul⸗ 
anfängern 10,9 v. H. und im Schuljahr 1935/36 von 1 407 deutſchen Schulanfängern 
10,1 v. H. zwangsweiſe den polniſchen Schulen zugeteilt worden. Während alſo in den 
vorhergehenden Jahren etwa ein Zehntel der zu den deutſchen Schulen angemeldeten 
Kindern zurückgewieſen worden war, wurde zu Beginn des Schuljahres 1937/88 faſt ein 
Drittel dieſer Kinder von dieſem Schickſal betroffen. Die Sprachprüfungen in den 
deutſchen Kindergärten Oſtoberſchleſiens hatten ein ähnlich ſchlechtes Ergebnis. 

Senator Wiefner richtete in dieſer Angelegenheit am 4. Januar eine Anfrage 
an den polniſchen Kultusminiſter. Zum beſſeren Verſtänduis der gegen: 
wärtigen Lage ſei im Folgenden an die Entwicklung der Sprachprüfngs⸗ 
frage erinnert: Bereits im Jahre 1926 wurde auf polniſches Betreiben verſucht, die 
ſtrittige Frage der Volkszugehörigkeit dadurch zu klären, daß man die zu den deutſchen 
Schulen angemeldeten Kinder auf ihre deutſchen Sprachkenntniſſe prüfte. Die damals 
unter der Aufſicht des vom Völkerbund delegierten „Sachverſtändigen“ Maurer 
durchgeführten Sprachprüfungen hatten Beſchwerden von Seiten der deutſchen Volks⸗ 
gruppe zur Folge, mit dem Ergebnis, daß die Sprachprüfungen vom Inter⸗ 
nationalen Gerichtshof im Haag als mit dem Grundſatz des 
freien Volkstumsbekenntniſſes unvereinbar abgelehnt wurden. 
Schließlich kam es im Jahre 193 4 durch Vermittlung des Präſidenten der Gemiſchten 
Kommiſſion für Oberſchleſien, Calonder, zu einer Einigung zwiſchen dem 
Deutſchen Volksbund und der Wojewodſchaftsbehörde. Zwiſchen 
dieſen beiden Parteien wurde ein förmliches Abkommen geſchloſſen, in dem vom Deutfchen 
Volksbund das Syſtem der Sprachprüfungen anerkannt wurde, während die Wojewod⸗ 
ſchaftsbehörde ſich dazu verffand, die Prüfungen von Kommiſſionen vor: 
nehmen zu laffen, die aus zwei gleichberechtigten und der deut⸗ 
ſchen Sprache vollkommen mächtigen Mitgliedern beſtanden, 
von denen das eine vom Volksbund und das andere von der 
Wojewod ſchaft berufen wurde. Weiter wurde vereinbart, daß diejenigen 
Fälle, in denen ſich die beiden Mitglieder der Prüfungskommiſſionen nicht einigen konnken, 
einem oder mehreren neutralen pädagogiſchen Gupererperfen unter: 
breitet werden, von dieſen, unabhängig von der erſten Prüfung, noch einmal geprüft 
und endgültig entſchieden werden follten. 

So war die Lage bis zum Ablauf der Genfer Konvention im Juli 
v. J. Damals änderten die polniſchen Behörden, ohne die deutſche Seite hiervon in 
Kenntnis zu ſetzen, ihre Sprachprüfungspraxis, indem fie zu den Kommiſſionen 
keine deutſche Vertreter mehr zuzogen, ſondern die Prüfungen 
ausſchließlich von polniſchen Lehrperſonen durchführen ließen. 
Von polniſcher Seite wurde diefer Schritt mit dem Ablauf der Genfer Konvention 
begründet, obwohl die Abmachung von 1934 mit dem Teil III der Konvention in keinem 
Zuſammenhang geſtanden, ſondern eine interne Angelegenheit zwiſchen dem Deutſchen 
Volksbund und der Wojewodſchaftsbehörde dargeſtellt hatte. Die Folge der unter 
Ausſchluß der deutſchen Kommiſſionsmitglieder vorgenommenen Sprachprüfungen war, 
daß, wie eingangs erwähnt, zu Beginn des Schulahres 1937/38 407 Kinder, deren 
Eltern ſich ganz klar zur deutſchen Volksgruppe bekennen, der polniſchen Schule zugeteilt 
wurden, obwohl von deutſcher Seite durchgeführte Prüfungen 
ergaben, daß der weit überwiegende Teil dieſer Kinder die 
deutſche Sprache genügend beherrſchte, um einem deutſch— 
ſprachigen Unterricht folgen zu können. Die Eltern der von der deutſchen 


2 


Schule zurückgewieſenen Kinder traten, da fie mit dem Entſcheid der polniſchen Prüfungs: 
kommiſſionen nicht einverſtanden fein konnten und ihre Proteſte bei der Wojewodſchafts⸗ 
behörde erfolglos verliefen, ihnen gegen den Entſcheid der Kommiffionen aber kein Rechts⸗ 
mittel zuſtand, in den Schulſtreik. „Es ift fo weit“, heißt es in der Anfrage des 
Senators Wieſner, „Daß heute einige hundert deutſche Kinder keine 
Schule mehr beſuchen, weil die Eltern nicht gewillt ſind, ent— 
gegen ihrem ganz klaren Bekenntnis zum Deutſchtum die Kinder 
in die polniſche Schule zu ſchicken“. 

Die ſeit dem Ablauf der Genfer Konvention eingeführte Praxis der Sprachprüfungen 
ſteht, wie in der Anfrage weiter feſtgeſtellt wird, ſowohl mit der polniſchen Ver⸗ 
faſſung und den geltenden Geſetzen wie auch mit der Volksgruppen⸗ 
Erklärung vom 5. November v. J. im Widerſpruch. Die Volksgruppen⸗Erklärung 
verbietet, „die Minderheiten zwangsweiſe zu aſſimilieren, die Zugehörigkeit zur Minder⸗ 
heit in Frage zu ſtellen und das Bekenntnis der Zugehörigkeit zur Minderheit zu 
behindern“. In Uebereinftimmung damit wird in der Anfrage des Senators 
Wieſner die Anerkennung des Grundſatzes verlangt, daß die 
Entſcheidung darüber, ob jemand deutſch iſt oder nicht, einzig 
und allein vom Bekenntnis des Einzelnen und, falls dieſer ſich 
zum Deutſchtum bekennt, von der Anerkennung feines Bekennt⸗ 
niſſes durch die Volksgruppe abhängig iſt. Die gegenwärtige Sprach⸗ 
prüfungspraris muß von der deutſchen Volksgruppe grundſätzlich abgelehnt werden. In 
dieſem Sinne werden in dem Schriftſatz des Senators Wieſner folgende Anfragen (die 
zugleich Forderungen ſind) an den polniſchen Kultusminiſter gerichtet: Iſt der Miniſter 
bereit, 1. die dem geltenden Recht widerſprechenden Sprachprüfungen im Verordnungs⸗ 
wege aufzuheben, 2. den geſetzlichen Zuſtand wiederherzuſtellen und den deutſchen 
Eltern wieder das alleinige Beſtimmungsrecht über ihre Kinder zu garantieren, und 3. 
die bereits getroffenen, gegen den Willen der Eltern gerichteten Entſcheidungen rück⸗ 
gängig und damit den Kindern den Beſuch der deutſchen Schule wieder möglich zu 
machen? — Mehrere hundert deutſche Kinder ſtehen im Schulſtreik. 
Die Eltern mehrerer hundert deutſcher Kinder find ent- 
ſchloſſen, um ihr Recht und das Volkstum ihrer Kinder zu 
kämpfen. Der polniſche Kultusminiſter hat jetzt das Wort. 


1100 Deutſche wurden entlaſſen 


Die Wirtſchaft Oſtoberſchleſiens ftand im Jahre 1937 im Zeichen einer langſam auf⸗ 
ſteigenden Konjunktur. Der Beſchäftigungsſtand in der Schwerinduſtrie beſſerte ſich. 
Dementſprechend konnten im vergangenen Jahre über 25 000 Arbeitskräfte neu eingeftellt 
werden. Von dieſer Tatſache muß man ausgehen, wenn man die Lage der 
deutſchen Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft dieſes Gebietes betrachtet. 
Die Beſſerung der Arbeitsmarktlage kam dem ſich zum deutſchen Volkstum bekennenden 
Teil der Arbeitnehmerſchaft nicht zugute. Im Gegenteil: Während, wie geſagt, viele 
Tauſende polnifcher Arbeiter neu eingeſtellt werden konnten, wurden weit über 1 000 
Deutſche aus Brot und Arbeit verdrängt. In allen Fällen war die deutſche 
Volkszugehörigkeit der eigentliche Grund zur Entlaſſung, wenn 
auch in den Kündigungsſchreiben immer wieder „Reorganiſation“, „Arbeitsmangel“, 
„mangelnde Berufseignung“ und dergleichen als Begründung angeführt wurden. Die im 
Folgenden noch einmal aufgeführten Fälle ſind nur einige Beiſpiele aus der Praxis der 
von den polniſchen Betriebsverwaltungen durchgeführten und von den polniſchen Behörden 
in keiner Weiſe behinderten deutſchfeindlichen Perſonalpolitik. 

Am 12. Januar wurden 12 deutſche Arbeiter der Friedenshütte entlaſſen; der 
polnifche Direktor Borkowſki erklärte bei dieſer Gelegenheit, daß die Entlaſſung auf 
Anordnung höherer Stellen erfolge. Am 26. Januar wurden 13 deutſche Arbeiter der 
Schleſiengrube entlaſſen. Am 27. Februar kündigte die Pleßſche Reſtverwaltung 
ſämtlichen deutſchen Beamten. Am 10. März erhielten wiederum 20 deutſche Arbeiter 
der Friedenshütte das Kündigungsſchreiben. Am 1. April wurde 6 deutſchen 
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Beamten der ündi Am 15. Juli ſetzte die Friedenshütte mit der 
Enklaſſung 8 0 Naher Arbeitskräfte ihre deutſchfeindliche Perſonalpolitik fort, 
wobei der Vertreter der Hütte in einer Verhandlung vor dem Schlichtungsausſchuß 
erklärte, daß „die deutſchen Arbeiter deswegen zur Arbeit nicht geeignet ſeien, weil man 
zu ihnen kein Vertrauen haben könne“. Am 20. Auguſt ſchickte die Bismarckhütte 
24 deutſchen Arbeitern das Kündigungsſchreiben. Am 1. September wurden 7 Deutfche, 
die beim Bau der Lublinftzer Waſſerleftung beſchäftigt waren, friſtlos ent⸗ 
laſſen; auf dem Arbeitsamt wurde ihnen mitgeteilt, daß ihre Entlaſſung „von höherer 
Stelle verfügt“ worden ſei. Am 1. Oktober wurde von der Kokereivereinigung 
8, von der Pleßſchen Verwaltung 1, von der Sriedenshüfte und der Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft je 3 und von der Ppolniſch⸗franzöſiſchen Bank 2, 
zuſammen alſo 17 deutſchen Beainten gekündigt. Am 6. Oktober entließ die Gie ſche⸗ 
grube 7 deutſche Arbeiter, und von der Bismarckhütte wurde am gleichen Tage 
24 deutſchen Arbeitern gekündigt. Am 21. Oktober erhielten wieder 8 deukſche Arbeiter 
der Gieſchegrube die Kündigung. Von demſelben Schickſal wurden am 30. Oktober 
9 deutſche Arbeiter der Fal vahükte betroffen. Am 1. November kündigten die 
Skarboferme und die Andaluſiengrube je 1 und die Friedensgrube 4 
deutſchen Arbeitern. Am 16. Mopember, alſo bereits nach der Veröffentlichung der 
Volksgruppen⸗Erklärung, wurden 40 deutſche Arbeiter der Königshütte und am 
25. November 24 deuffche Arbeiter der B ismarckhüfte entlaſſen. Am 1. Dezember 
wurde wieder von der Friedens hüt fe 14 deutſchen Arbeitern gekündigt. Die 
Königshükte, die Falvahütfe, die Gieſchegrube und das Hohen⸗ 
lohe⸗Zinkwalzwerk ſchloſſen ſich mit der Kündigung bzw. Entlaſſung von etwa 
50 deutſchen Arbeitern an. Am 34. Dezember gaben die Friedens hütte, die 
Hohenlohewerke, The Henckel⸗ Donnersmarck Ot d., die Gieſche⸗ 
grube, die Rudaer Stein kohlengewerkſchaft, die S. A. G. und die 
Kohlenhandelsgeſellſchaft „Prog.“ mit der Kündigung von 15 deutſchen Angeſtellten 
der deuffchfeindlichen Perſonalpolitik den entſprechenden Jahresabſchluß. 

Die „Kattowitzer Zeitung“ hat dieſe, vorſtehend in gekürzter Form wiedergegebene 
Aufſtellung mit folgendem Zuſatz verſehen: „Es dürfte kaum jemandem einfallen, alle dieſe 
Enklaſſungen mit wirtſchaftlichen Notwendigkeiten zu begründen. In der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Schwerinduſtrie iſt die Zahl der Beſchäfkigten nach den amtlichen Ziffern 
von Beginn des Jahres bis zur Gegenwart um 25 142 Mann geſtiegen. Von den 
Mitgliedern der Gewerkſchaft deutſcher Arbeiter find in dem⸗ 
ſelben Zeitraum 525 Mann arbeitslos geworden; und man geht 
wohl nicht fehl in der Annahme, daß im Jahre 1937 1000 deufſche 
Arbeiter wegen ihres Bekenntniſſes zu ihrem Volkstum enk⸗ 
laſſen worden ſind. Die deutſchen Angeſtellten haben einen ähnlichen ſchweren 
Stand gehabt. Nach den Angaben des Verbandes deutſcher Angeſtellter ſind im 
Jahre 1937 102 deutſche Angeſtellte entlaſſen worden. Trotz der 
Volksgruppen⸗Erklärung iſt die Lage der deutſchen Arbeitnehmerſchaft in Oſtoberſchleſien 
nicht erträglicher geworden. Es fällt daher ſchwer für das kommende 
Jahr 1938 die Hoffnung auf Beſſerung auszuſprechen. Wir müſſen 
uns deſſen bewußt fein, daß der Lebenskampf der deutſchen Volksgruppe in Polen immer 
härter wird. ...“ N 

Optimismus in bezug auf die Behandlung der deutſchen Volksgruppe in Polen wäre 
auch dann nicht am Platze, wenn etwa wieder einmal irgendein mehr oder weniger 
prominenter Vertreter des polniſchen Staates für die Zukunft eine beſſere Behandlung 
zuſagen würde. Derartige Zuſagen von hoher und höchſter Stelle hat es 
im vergangenen Jahre mehrfach gegeben. Da iſt zunächſt der am nächſten intereſſierte 
Gewalthaber, der Wo jewode Grazynffi. Dieſer hat zu Beginn des Jahres 1937 
Dr. Ullitz als dem Leiter des Deutſchen Volksbundes verſprochen, die Wiedereinſtellung 
entlaſſener deutſcher Arbeiter zu unterſtützen. Im April hat der Hauptarbeits⸗ 
inſpektor Klott den Vertretern der deutſchen Gewerkſchaften verſichert, daß die 
polniſche Regierung durchaus auf dem Grundſatz verharre, daß alle Bürger ohne Unter⸗ 
ſchied der Nationalität ein Recht auf Arbeit hätten, da eine unterſchiedliche Behandlung 
zur Verfaſſung in Widerſpruch ſtände. Im Juni hat der Miniſterpräſident 
Skladkowſki, als ihm Senator Wieſner eine Denkſchrift über die Arbeitsloſigkeit 
unter der deutſchen Bevölkerung überreichte, erklärt, daß bei der Bekämpfung der Arbeits⸗ 
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loſigkeit auch die Bedürfniſſe des deutſchen Bevölkerungsteiles berückſichtigt würden. 
Und im November hat ſich die polniſche Regierung in der Belkegeu pen 
Erklärung zu dem Grundſatz bekannt, daß die deutſchen Volksangehörigen wegen ihrer 
Zugehörigkeit zur deutſchen Volksgruppe in der Wahl oder bei der Ausübung eines 
Berufes oder einer wirtſchaftlichen Tätigkeit nicht behindert oder beeinträchtigt werden 
dürfen. An Verſprechungen hoher polniſcher Amtsperſonen iſt im vergangenen Jahre 
alſo kein Mangel geweſen. Man muß jedoch leider feſtſtellen, daß ſich dieſe Ver⸗ 
ſprechungen hinſichtlich ihres Wertes von der ehrenwörtlichen Verſicherung des Direktors 
Abſalon von der Königshütte, derzufolge kein deutſcher Arbeiter der Hütte mehr ohne 
vorherige Anhörung der Gewerkſchaft deutſcher Arbeiter entlaſſen werden ſollte, nicht 
unterſcheiden. 


Level wen Shane dufpem itil. 


Vor den am 5. Januar in Kauen verſammelten Vertretern des Tautininkai⸗Verbandes 
gab der litauiſche Außenminiſter Lozoraitis in einer längeren Rede einen 
Ueberblick über die außenpolitiſchen Beziehungen Litauens. Nach einem Bekenntnis 
zu dem bankerotten Syſtem der „kollektiven Sicherheit“ ſtellte 
Lozoraitis feſt, daß die geographiſche Lage Litauens an der Oſtſee, die der 
Redner, in einem modiſchen Irrtum befangen, als „ſeit der älteſten Vergangenheit“ 
beſtehend bezeichnet, „eines der wichtigſten Elemente nicht nur der litauiſchen Außenpolitik, 
ſondern auch der Innenpolitik“ ſei. Mit Lettland und Eſtland ſei Litauen durch 
dieſe gemeinſame Lage an der Oſtſee verbunden. Lozoraitis behauptete, die Baltiſche 
Entente ſei im vergangenen Jahre weiter gewachſen und ausgeſtaltet worden. Es 
habe zwar, wie das zwiſchen Nachbarſtaaten fo üblich fei, auch zwiſchen den Rand⸗ 
ſtaaten Meinungspverſchiedenheiten gegeben; „der Geiſt der Solidarität und 
der loyalen Freundſchaft“, der die Beziehungen der drei Staaten zu einander auszeichne, 
aber verbiete es, die Bedeutung ſolcher Meinungsverſchiedenheiten zu überſchätzen. Litauen 
habe ſich an dieſer Entente in der Uleberzeugung beteiligt, daß dieſe geeignet ſei, „die 
Verteidigung der gemeinſamen Intereſſen und die Durchführung der ſelbſtändigen Politik 
der drei Staaten als eines Elementes der Ruhe und der Beſtändigkeit zu vergrößern“. 
Dieſe Einſtellung habe ſich bisher nicht geändert. Hinſichtlich der Beziehungen Litauens 
zur Sowjetunion ſtellte Lozoraitis folgendes feſt: Dieſe Beziehungen ſeien nach wie 
vor „auf der von altersher bewährten Freundſchaft gegründet“. 
Litauen habe ſeinerzeit die Ausdehnung der Zuſammenarbeit der 
Sowjetunion mit den anderen Staaten auf dem Gebiete des 
Völkerbundes begrüßt. Die kürzlich beendeten Wirtſchaftsverhandlungen in 
Moskau hätten die günſtige Entwicklung der litauiſch⸗ſowjetiſchen Zuſammenarbeit auch 
auf wirtſchaftlichem Gebiet bewieſen. 

Bei ſeinen Ausführungen über das litauiſche Verhältnis zu Polen verzichtete 
Lozoraitis darauf, fi) zum Wilnakonflikt grundſätzlich zu äußern. Er ſprach lediglich 
über die in letzter Zeit wieder einmal aktuellen volkspolitiſchen Fragen: Die Aktion 
der polniſchen Regierung gegen die Litauer im Wilnagebiet ſei 
im letzten Jahre verſtärkt und rückſichtslos „mit einer bisher noch nicht geſehenen Schärfe“ 
durchgeführt worden; ſie habe die wichtigſten Zentren des kulturellen Lebens der Litauer 
dieſes Gebietes getroffen. Es ſei ſelbſtverſtändlich, daß die Vorgänge im Wilnagebiet 
in der litauiſchen Oeffentlichkeit einen ſchmerzlichen Widerhall fänden. Die polniſche 
Regierung habe die Abſicht, auf dieſe Weiſe die litauiſche Regierung zur Nachgiebigkeit 
in der Wilnafrage zu zwingen. In der Oeffentlichkeit aber bemühe fie ſich, den Eindruck 
zu erwecken, „als ob dieſe ihre antilitauiſche Tätigkeit eine Antwort auf die angebliche 
Bedrückung der polniſchen Minderheit in Litauen darſtelle“. Daß den Polen in Litauen 
irgend etwas zu leide getan wird, wurde von Lozoraitis natürlich beſtritten. Die Polen 
in Litauen würden „als Bürger des litauiſchen Staates, nicht aber als Geiſeln behandelt“. 
Etwas deutlicher als Lozoraitis wurde der Staatspräſident Smetona in der Rede, die 
er vor demſelben Gremium hielt. „In den letzten Jahren“, ſo führte er u. a. aus, „haben 
auch die in Polen lebenden Litauer viele Schläge erlitten. Wozu wird das getan? Das 
iſt eine böswillige Rache gegenüber den Litauern dafür, daß Litauen nicht dem Wilna: 
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Vor 15 Jahren, drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Verſailler Diktates, am 
10. Januar 1923, fielen als Freiſchärler getarnte litauiſche Truppen in das Memelgebiet 
ein. Am 16. Januar wurde die Stadt Memel von ihnen beſetzt. Es handelte ſich bei 
dieſen angeblichen Freiſchärlern, vor denen die franzöſiſchen Beſatzungstruppen ruhmlos 
das Feld räumten, um Teile der litauiſchen Jnfanterieregimenter 2, 5 und 8 ſowie um je 
eine Schwadron der Kavallerieregimenter 1 und 2. Mit dieſem Uleberfall, der in dem 
Augenblick erfolgte, in dem die Franzoſen ins Ruhrgebiet einfielen, kamen die Litauer 
nicht nur den polenfreundlichen Abſichten, die Frankreich in Memel verfolgte, zuvor, 
ſondern ſie machten auch die Pläne der memelländiſchen Bevölkerung zunichte, die damals 
in der Hoffnung, auf dieſe Weiſe der ſpäteren Rückkehr zum deutſchen Mutterlande 
die Wege zu ebnen, dem Gedanken an einen Freiſtaat Memel anhing. Mit dem 
10. Januar 1923 begann, nach jahrelanger Ungewißheit über das endgültige Schickſal, 
mit der Aufrichtung der litauiſchen Fremdherrſchaft die eigentliche Leidensgeſchichte des 
Memelgebietes. Es begann die Fremdherrſchaft, von der der heutige Staatspräſident 
Litauens einmal ſagte, ſie hauſe im Memelgebiet „in ſatrapiſcher Weiſe“. 


— . ——— ̃ — N ESSEN 


gebiet, das ihm mit Gewalt entriſſen wurde, entſagt. Polen irrt ſich ſehr. Durch 
ungerechte Maßnahmen gegen unſere litauiſchen Volksgenoſſen wird es Litauen nicht 
zwingen, einen ungerechten Vertrag zu unterſchreiben und die Beziehungen zu Polen 
aufzunehmen. Diefer Weg iſt nicht nur falſch, ſondern auch für Polen ſelbſt ſchädlich: 
dadurch kann man nicht zu guten nachbarlichen Beziehungen kommen, ſondern dadurch 
wird der Abgrund zwiſchen den beiden Völkern, die einige Jahrhunderte gemeinſam 
gelebt haben, nur noch vertieft.“ 


Auf die Beziehungen Litauens zum Deutſchen Reiche eingehend, bemerkte 
Lozoraitis, dieſe Beziehungen hätten ſich „im vergangenen Jahre weiter 
gebeſſert“. Das zwiſchen dem Deutſchen Reich und Litauen abgeſchloſſene Ab: 
kommen über die Haltung der Preſſe und des Rundfunks habe „fi 
in zahlreichen Fällen für den Schutz der Atmoſphäre als nützlich erwieſen“. Lozoraitis 
ſprach ſich für eine dauernde Beibehaltung dieſes Abkommen aus, — wobei für ihn die 
Beobachtung maßgebend geweſen ſein mag, daß das Abkommen von deutſcher Seite 
mit einer Sorgfalt realiſiert worden iſt, die einem an oſteuropäiſche Vorſtellungen von 
Vertragstreue gewöhnten Politiker nicht ohne weiteres begreiflich erſcheint. Bei dem 
Beſuch, den er, Lozoraitis, im März vergangenen Jahres dem Reichsaußenminiſter 
von Neurath abgeſtattet habe, ſei, wie Lozoraitis meinte, von beiden Seiten eine Beſſerung der 
Beziehungen feſtgeſtellt worden, und, fo fuhr er fort, wenn die Handlungen mit den gennanten 
Abſichten in Uebereinſtimmung gebracht würden, könne es nicht ſchwierig ſein, die „von Litauen 
immer gewünſchten gutnachbarlichen Beziehungen mit Deutſchland“ aufrechtzuerhalten, 
Bezüglich des vom Memellandtag abgelehnten Enteignungsgeſetzes vom 
September v. J. beſchränkte ſich der litauiſche Außenminiſter auf die Behauptung, 
daß dieſes Geſetz mit dem Memelſtatut in Ulebereinſtimmung ſtehe. Dieſe Behauptung, 
deren Wahrheitswidrigkeit von deutſcher Seite mit aller Klarheit feftgeftellt worden iſt, 
glaubte Lozoraitis mik dem Hinweis darauf unterſtützen zu können, daß ſich die 
Beziehungen Litauens zu den Signatarmächten der Memel⸗ 
konvention „in einer Atmoſphäre der Freundſchaft und des Vertrauens“ entwickelt 
hätten und daß es zwiſchen Litauen und dieſen Staaten „keinerlei Streitfragen“ gebe. 


Nachdem Lozoraitis dann — offenbar mangels realerer Argumente — „die großen 
Sympathien“ gewürdigt hatte, die „ſchon das alte Litauen zu Italien als dem Sach⸗ 
walter und Träger der lateiniſchen und chriſtlichen Tradition“ empfunden habe, ftellte er 
feſt, daß England mit 35 v. H. des litauiſchen Geſamtaußenhandels ſowohl in der Ein: 
fuhr wie in der Ausfuhr der wichtigſte Handelspartner Litauens ſei 
und daß in der Erhaltung und Erweiterung dieſes Zuſtandes die litauiſche Außenhandels⸗ 
politik ihre wichtigſte Aufgabe ſehe. Was Frankreich anlange, ſo hätten die 
kulturellen Beziehungen Litauens mit dieſem „um die Ziviliſation und den Frieden 
verdienten Lande“ bedeutſame Fortſchritte gemacht. Die Einführung der franzöſi⸗ 
ſchen Sprache als der erſten Pflichtſprache in den höheren Schulen ſichere die 
Beſtändigkeit der Zuſammenarbeit mit der franzöſiſchen Kultur. Sein Beſuch in Paris 
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habe noch einmal „den herzlichen Charakter der gegenſeitigen Beziehungen und das ſtändi 
wachſende Verſtändnis Frankreichs für die nn beta N 

Nach den recht oberflächlichen Darlegungen Lozoraitis ergibt ſich alſo folgendes Bild 
der außenpolitiſchen Beziehungen Litauens: Die Schrumpfung des Völkerbundes wird 
von der litauiſchen Außenpolitik mit Bedauern vermerkt. Der Rigaer Pakt von 1934, 
der ſich wiederholt als ein geeignetes Mittel, die beiden anderen Randſtaaten an den 
Sonderproblemen der litauiſchen Außenpolitik teilnehmen zu laſſen, bewährt hat, wird 
grundſätzlich bejaht. Als ſtärkſter Aktippoſten der kitauiſchen Außenpolitik 
wird in Kauen nach wie vor die Zuſammenarbeit mit Moskau 
empfunden. Mit England iſt die litauiſche Außenpolitik mehr oder weniger freiwillig 
durch ſtarke wirtſchaftliche Bande verknüpft. Die litauiſche Neigung zu Frankreich, die 
ſich u. a. in einer ſtarken Empfänglichkeit für die franzöſiſche Kulturpropaganda bekundet, 
beruht in der Hauptſache darauf, daß dieſer Staat immer noch an dem Syſtem der 
„kollektiven Sicherheit“ feſtzuhalten bemüht iſt. Die beiden einzigen Staaten, 
mit denen Litauen keine Beziehungen unterhält, die in der 
Feiertagsſprache der Diplomaten als „freundſchaftlich“ be⸗ 
zeichnet zu werden pflegen, find Deutſchland und Polen. Für eine 
Beilegung des Wilnakonfliktes haben ſich bisher noch keine poſitiven Anhaltspunkte 
ergeben; der Streit hat in den letzten Monaten durch die auf beiden Seiten erhöhte 
volksgruppenfeindliche Tätigkeit der Behörden eine neuerliche Verſchärfung erfahren, 
— was bei der geringen Stabilität der allgemeinen politiſchen Verhältniſſe am Rande 
Europas natürlich die Möglichkeit einer überraſchenden Wendung nicht unbedingt aus⸗ 
ſchließt. Was die Memelfrage anlangt, ſo glaubt man in Kauen vor einem 
Eingreifen der Signatarmächte ſicher zu fein. Die ſtändige Beunruhigung 
der Beziehungen zum Deutſchen Reiche, die ſich aus der ſtatutwidrigen Politik 
Litauens im Memelgebiet ergibt, meint man in Kauen offenſichtlich dadurch 
überwinden zu können, daß man die antideutſche Tendenz dieſer Politik entweder frech zu 
leugnen oder ſich den verſtändlichen Rückwirkungen einer ſolchen Politik auf die reichs⸗ 
deutſche Oeffentlichkeit gegenüber dumm zu ſtellen verſucht. 


Danzig im Jahre 1937 


Zu Beginn des Jahres 1937 traten die Auseinanderſetzungen der Freien 
Stadt Danzig mit dem Völkerbund, die mehrfach zu tiefen Spannungen 
zwiſchen der Danziger Regierung und dem damaligen Völkerbundskommiſſar Sean Lefter 
und zu ſcharfen Juſanmenſtößen in Genf geführt hatten, in ihr entſcheidendes Stadium 
ein. Im Januar 1937 ſah ſich der Völkerbundsrat zur Abberufung Sean 
Leſters gezwungen, der ſich durch ſeine fortgeſetzten Verſuche, unter mißbräuchlicher 
Berufung auf die vom Völkerbund „garantierte“ Verfaſſung der Freien Stadt die 
Regierungsgewalt des Danziger Senates zu beſchränken, in eine unhaltbare Lage hinein⸗ 
geſteuert hatte. Zu ſeinem Nachfolger wurde Prof. Burckhardt ernannt und mit 
der Weiſung verſehen, die Ordnung der innerpolitiſchen Angelegenheiten der Freien 
Stadt der ausſchließlichen Zuſtändigkeit der nationalſozialiſtiſchen Regierung zu über⸗ 
laſſen. Damit war der Verſuch, die Genfer Inſtitution zu einer Aufſichtsinſtanz über die 
Danziger Innenpolitik zu machen, endgültig geſcheitert; und die Funktionäre der Danziger 
Oppoſitionsparteien und die politiſchen Kreiſe des Auslandes, die gehofft hatten, von 
Genf aus dem Nationalſozialismus in Danzig Schwierigkeiten bereiten zu können, 
mußten ihre Sache als verloren betrachten. Danziger Fragen ſtanden im weiteren 
Verlauf des Jahres 1937 in Genf nicht mehr zur Sprache. In ſeinem Bericht an den 
Völkerbund ſtellte der neue Kommiſſar mit Anerkennung die geordnete und ruhige 
Entwicklung der Danziger Verhältniſſe feſt. Die Genfer Inſtitution hörte 
praktiſch auf, im politiſchen Leben der Freien Stadt eine 
Rolle zu ſpielen, nachdem ſie ſich auch als ungeeignet erwieſen hatte, die früheren 
unausgefeßfen Streitigkeiten zwiſchen Danzig und Polen zu ſchlichten und dieſe beiden 
Staaten daher bereits im Jahre 1933 übereingekommen waren, ihre Meinungsver— 
ſchiedenheiten durch unmittelbare Verhandlungen aus dem Wege zu räumen. 
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Im Frühjahr 1937 kündigte Gauleiter Forſter an, daß bis zum Schluß des Jahres 

ſämtliche Dppofitionsparteien in Danzig verſchwunden fein würden. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei war bereits ſeit langem verboten. Nachdem dann im Oktober 1936 
auch die Sozialdemokratiſche Partei mit ihren Nebenorganiſationen aufgelöſt 
worden war, erfolgte Mitte Mai 1937 die Selbſtauflöſung der bereits ſeit geraumer Zeit 
an fortſchreitender innerer Zerſetzung leidenden Deutſchnationalen Par kei. 
Im Oktober zog. ſchljeßlich auch das Zentrum aus der peinlichen Situation, in 
die es durch ſeine zweideutige Politik geraten war, die einzig mögliche Folgerung und 
löſte fi) auf. Das Bemerkenswerte dabei war, daß die ohne Ueberſtürzung, aber mit 
unerbittlicher Konſequenz verfolgte Beſeitigung der alten oppoſitionellen Parteien in 
einer Weiſe erfolgte, die keine Verbitterung hinterließ, ſondern den bisherigen 
Gegnern, ſoweit fie ſich nicht in ſtaats⸗ und volksfeindlichem Sinne betätigt hatten, die 
Möglichkeit gab, ſich der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zur Verfügung zu ſtellen. 
Die mit der Auflöſung des Zentrums abgeſchloſſene innerpolitiſche Säuberungsaktion 
wurde durch das Geſetz vom 8. November 1937 gekrönt, das die Neugründung 
politiſcher Parteien in Danzig verbot. Damit hatte die politiſche 
Dynamik, die auch in der Freien Stadt Danzig zur äußerlich ſichtbaren Verwirklichung 
der Volksgemeinſchaft drängte, über den lebensfremden Formalismus geſiegt, den die 
Genfer Inſtitution zu verfechten verſuchte. Die NEDAP wurde zur alleinigen Repräſen⸗ 
tantin des politiſchen Willens der Bevölkerung Danzigs. 


Günſtig konnte ſich im Jahre 1937 die Danziger Wirtſchaft entfalten, zum 
mindeſten in den Zweigen, in denen die eigene Woneſchaftsplanung und Politik maß⸗ 
gebend waren und kein durch die zwieſpältige Rechtsſtellung der Freien Stadt ermöglichter 
fremder Einfluß ſich hindernd bemerkbar zu machen vermochte. Die Zahl der 
Arbeitsloſen, die vor vier Jahren mehr als 30 000 betragen hatte, ſank im 
September 1937 auf 2 910 und blieb auch im Dezember mit 9 990 erheblich hinter der 
entſprechenden Zahl des Vorjahres zurück. Eine beſonders günſtige Entwicklung hatte im 
vergangenen Jahre die Danziger Werftinduſtrie zu verzeichnen. Gut beſchäftigt 
waren auch das Baugewerbe ſowie die metallver arbeitende und die 
elektrotechniſche Induſtrie. Wie im Reiche, fo machte ſich bereits auch in 
Danzig in verſchiedenen Zweigen der Induſtrie ſowohl wie des Handwerks ein Mangel 
an Facharbeitern bemerkbar. In der Landwirtſchaft war die Lage nicht 
ſo erfreulich; infolge ſehr beträchtlicher Auswinterungsſchäden mußte im Frühjahr 1937 
über ein Viertel der geſamten Ackerfläche zuſätzlich umgepflügt und neu beſtellt werden. 
Der Einzelhandel hatte noch unter der ſich aus der Guldenabwertung ergebenden 
Verminderung der allgemeinen Kaufkraft zu leiden. Für den Großhandel ergaben 
ſich weitere Schwierigkeiten aus dem Ulebergang Polens zur Deviſenbewirtſchaftung und 
zum Verrechnungs⸗ und Clearingsverkehr, aus der Steigerung der Weltmarktpreiſe, 
aus den die Bedürfniſſe der Danziger Wirtſchaft nur in unzureichendem Maße berück⸗ 
ſichtigenden Methoden der polniſchen Kontingentpolitik und natürlich auch aus der 
Konkurrenz des Gdingener Hafens. 

Zwar konnte der Danziger Hafen im Jahre 1937 eine erhebliche mengenmäßige 
Zunahme ſowohl der Einfuhr wie der Ausfuhr verzeichnen. Doch ging die Geiger ung 
der Geſamteinfuhrziffer des Danziger Hafens auf die vermehrte Einfuhr 
geringwertiger Maſſengüter (befonders Schwefelkies und Erze) zurück, 
während die Einfuhr hochwertiger Güter über Danzig weiter 
zugunſten Gdingens abnahm. Gdingen konnte feine bevorzugte Stellung in 
der Einfuhr beſtimmker Waren gegenüber Danzig im vergangenen Jahre nicht nur 
behaupten, ſondern hinſichtlich mehrerer Warengattungen ſogar noch verſtärken. Die 
Danziger Schrotteinfuhr ſpielte gegenüber derjenigen Gdingens nur eine ganz unter⸗ 
geordnete Rolle. Die Danziger Heringseinfuhr blieb hinter derjenigen Gdingens 
zurück. Die Kaffee⸗Einfuhr über Gdingen war mehr als doppelt, die Kakao⸗ 
und Tee⸗Einfuhr mehr als dreimal ſo groß wie über Danzig. An der Einfuhr 
von Reis und Früchten war Danzig überhaupt nicht oder nur in geringfügigem 
Maße beteiligt. Auch in der Einfuhr von Teptilrohſtoffen konnte Gdingen feine 
Monopolſtellung gegenüber Danzig behaupten. Nach den Berechnungen der „Gazeta 
Handlowa“ nahm der mengenmäßige Anteil Danzigs an der ſeewärtigen Geſamteinfuhr 
Polens im vergangenen Jahre zwar zu, der wertmäßige Anteil aber ging 
weiter zurück; der Wert der eingeführten Tonne betrug für die Zeit vom 1. Januar 
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bis zum 30. September 1937 in Gdingen 516,22 Zloty, in Danzig dagegen nur 
142,40 Zloty. Wie in der Einfuhr fo ließ ſich auch in der Ausfuhr im ver⸗ 
gangenen Jahre eine weitere wertmäßige Verſchiebung zu⸗ 
ungunften des Danziger Hafens feſtſtellen. Auch hier machte ſich das 
Beſtreben, die hochwertigen Güter nach Möglichkeit über den Gdingener Hafen zu leiten, 
in verſtärktem Maße bemerkbar. Gdingen konnte, den Berechnungen der „Gazeta 
Handlowa“ zufolge, ſeinen wertmäßigen Anteil an der Geſamtausfuhr Polens gegenüber 
dem Vorjahre von 36,3 v. H. auf 40,5 v. H. erhöhen; dagegen ging der Danziger Anteil 
von 29,4 v. H. auf 26,8 v. H. zurück. 

Der polniſche Druck auf Danzig machte ſich nicht nur auf wirtſchaftlichem Gebiete 
bemerkbar. Es fehlte auch im vergangenen Jahre nicht an Angriffen der polni⸗ 
ſchen Propaganda auf den deutſchen Charakter und die ſtaatliche 
Selbſtändigkeit der Freien Stadt Danzig. Es beſtand ein offenſicht⸗ 
licher Gegenſatz zwiſchen den offiziellen Bekundungen der polniſchen Regierung zur 
Danziger Frage und der Tatſache, daß deutſchfeindliche Organiſationen und Zeitungen die 
polniſche Oeffentlichkeit ungeſtört im Sinne einer völkiſchen Poloniſierung und politifchen 
Unterordnung Danzigs unter die Befehlsgewalt Polens aufputſchen und offenkundig der 
Wahrheit widerſprechende Legenden über die geſchichtliche Rolle und die gegenwärtige 
rechtliche Stellung Danzigs ſowie über die Lage des polniſchen Volksſplitters im Gebiet 
der Freien Stadt verbreiten durften. Daß vor einiger Zeit (zum erſten Mall) eine danzig⸗ 
feindliche Kundgebung, die in Warſchau ſtattfinden ſollte, verboten wurde, war eine 
zwar erfreuliche, aber doch belangloſe Geſte, durch die an der Tatſache, daß die polniſche 
Deffentlichkeit unter dem beherrſchenden und von Regierungsſeite niemals ernſtlich 
bekämpften Einfluß einer gegen das deutſche Danzig gerichteten Propaganda ſteht, 
praktiſch nichts geändert wurde. Auch deutete der Kommentar, mit dem die Polniſche 
Telegraphenagenkur die Formel des Kommuniques vom 5. November 1937 verſah, „daß 
die deutſch⸗polniſchen Beziehungen durch die Danziger Frage nicht geſtört werden ſollen“, 
darauf hin, daß ſich die offiziellen polniſchen Anſichten über Danzig von den Theſen, die 
von der inoffiziellen polniſchen Propaganda vertreten werden, nicht allzu ſehr unterſcheiden. 


Oſtland⸗Chronik 


Nationale Teilung der Evang. Kirche 

gefordert 

Am 14. und 15. Dezember tagte in 
Warſchau die Rumpfſynode der 
Evangeliſchen Kirche Augsbur⸗ 
giſchen Bekenntniſſes unter dem 
Vorſitz des Renegaten D. Burſche. An 
der Tagung nahmen nur die polniſchen 
Synodalen feil. Die ſechs deutſchen Syno⸗ 
dalen lehnten ihre Mitwirkung ab. Sie 
richteten ſtatt deſſen an den Vorſitzenden 
des Konſiſtoriums (nicht an die Synode, 
die nach der deutſchen, im Geſetz be⸗ 
gründeten Auffaſſung nicht beſchlußfähig 
iſt) ein Schreiben, in dem ſie noch einma 
ihre Solidarität mit dem ge: 
ſamten deutſchen Teil der Kirche 
betonten, „Der eine Einheit ift und 
nur als Einheit handeln wird.“ 
Zum erſten Male wurde in dieſem Schreiben 
von deutſcher Seite der Gedanke 
einer nationalen Teilung der 
Evangeliſchen Kirche Augsbur⸗ 
giſchen Bekenntniſſes zur Sprache 
gebracht: der entſprechende Paſſus des 


Schreibens lautet wie folgt: „Aus der Ver⸗ 
antworkung für die Zukunft des Evange⸗ 
liums in unſerem Lande heraus möchten wir 
angeſichts der tiefgreifenden Gegenſätze in 
unſerer Kirche den polniſchen Bruͤdern 
anheimſtellen, ernſtlich zu erwägen, ob die 
friedliche Aufteilung unferer Kirche in einen 
deutſchen und einen polniſchen Teil nicht 
der gegebene Ausweg wäre, um dem unend⸗ 
lichen Zwiſt und Streit ein Ende zu be⸗ 
reiten, ein Ausweg, der in ähnlichen Ver⸗ 
hältniſſen in anderen Ländern längſt mit 
Erfolg beſchritten worden iſt“. Mit einem 
ſolchen Vorſchlag von deutſcher Seite war 
ſchon lange zu rechnen. Er war, wenn man 
nicht eine völlige Trennung der evange⸗ 
liſchen Deutſchen von der zu einem politi⸗ 
ſchen Gewaltinſtrument erniedrigten Evan⸗ 
geliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekennt— 
niſſes vollziehen wollte, der einzig mögliche 
Vorſchlag für eine friedliche Beilegung des 
von polniſcher Seite vom Zaun gebrochenen 
Kirchenkrieges. Die Gehäſſigkeiten, mit 
denen D. Burſche und Genoſſen auf der 
Sitzung der Rumpfſynode die evangeliſchen 
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Deutſchen und deren Wortführer bedachten, 
ſowie die ausdrückliche Weigerung, den 
Deutſchen im Rahmen der Kirche die 
Gleichberechtigung zu gewähren, konnten 
nur den Eindruck verſtärken, daß die 
nationale Trennung eine unausweichliche 
Notwendigkeit iſt. 


Internationale Kritik an der Kirchenpolitik 
Polens 


Der Weltbund für inter nati⸗ 
onale Freundſchaftsarbeit der 
Kirchen hat ſich im Dezember auf einer 
Tagung ſeines Vollzugsausſchuſſes mit 
der Lage der Unierfen Evan: 
geliſchen Kirche in Oſtober⸗ 
ſchleſien befaßt. Nach eingehender 
Prüfung der durch das verfaſſungswidrige 
Geſetz vom 16. Juli 1937 geſchaffenen 
Verhältniſſe hat der Vollzugsausſchuß des 
Weltbundes folgende Entſchließung gefaßt: 
„Der Vollzugsausſchuß des Weltbundes 
für internationale Freundſchaftsarbeit der 
Kirchen, überzeugt, daß nur völlige Freiheit 
der Kirchen, beſonders der Minderheitenkir⸗ 
chen, in der Regelung ihrer inneren Angele⸗ 
genheiten die notwendigen Möglichkeiten für 
ihr gottesdienſtlich⸗religiöſes Leben ſichern 
kann, ſteht unter dem Eindruck der Tat⸗ 
ſache, daß der Unierten Evangeliſchen 
Kirche in Oberſchleſien ihre Rechte 
genommen worden find, ihreigenes 
Leben und ihre Verfaſſung zu 
beſtimmen. Das Komitee richtet an 
die leitenden Perſönlichkeiten der proteſtan⸗ 
tiſchen Kirchen in Polen die feierliche 
Bitte, einmütig die volle Unabhängigkeit 
und die verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Kirchen ihres Landes zu verteidigen.“ Mit 
dieſer Entſchließung iſt der Kampf der 
proteſtantiſchen Deutſchen Oſtoberſchleſiens 
um die Freiheit ihres völkiſch⸗rxeligiöſen 
Bekenntniſſes international als berechtigt 
und durch die Tatſachen begründet aner— 
kannt worden. 


Die letzten deutſchen Kaſſenärzte entlaſſen 


Von der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe 
in Königshütte wurden die beiden 
letzten deutſchen Kaſſenärzte, 
Or. Riedel und Dr. Hadamik, 
entlaſſen. Die beiden Aerzte, denen 
am 15. Oktober v. J. gekündigt worden 
war, mußten ihre Kaſſenpraxis mit dem 
34. Dezember einſtellen. Dr. Riedel war 
41 und Dr. Hadamik 10 Jahre lang für 
die Königshütter Ortskrankenkaſſe tätig. 
Die Entlaffung konnte nicht mit Arbeits⸗ 
mangel begründet werden, denn der Mit⸗ 
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gliederbeſtand der Allgemeinen Ortskran⸗ 
kenkaſſe Königshütte erhöhte ſich im Laufe 
des vergangenen Jahres von 8 000 auf 
13 500, ſo daß es ſich als notwendig 
erwies, einige neue Aerzte zur Kaſſenpraxis 
zuzulaſſen. Die deutſchen Mitglieder der 
Kaffe haben nunmehr keinen Arzt mehr, 
der ſich zu ihrem Volkstum bekennt. Was 
das bedeutet, kann jeder ermeſſen, der die 
merkwürdige Einſtellung mancher polniſcher 
Kaſſenärzte kennt, die ſich von ihren natio⸗ 
nalen Vorurteilen und Parteilichkeiten 
ſelbſt ihren Patienten gegenüber nicht frei 
zu machen vermögen. Die Entlaſſung der 
deutſchen Aerzte iſt ein Verſtoß gegen die 
Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. Novem⸗ 
ber v. J. 


Deutſche Feier verboten 


Am 6. Januar ſollte in Königs» 
hütte eine Feier der dortigen e vange⸗ 
liſchen Gemeinde ſtattfinden. Die 
Feier wurde wegen eines Formfehlers, der 
in dem betreffenden Antrag unterlaufen 
war, von der Polizeidirektion Königshütte 
verboten. Nach der „Polſka Jachod⸗ 
nia“ erfolgte das Verbot, weil die amt⸗ 
lichen Stellen befürchteten, daß ſich die 
Verſammelten mit den ſkandalöſen Maß⸗ 
nahmen des Wojewoden gegen die deutſchen 
Gemeinden der Unierten Evangeliſchen 
Kirche beſchäftigen würden. In Wirklich⸗ 
keit ſollte die Feier aus einem Lichtbilder⸗ 
vortrag und einem Krippenſpiel beſtehen. 


Prügelſzenen in der Neujahrsnacht 


Auf dem Rybniker Ring kam 
es in der Neufahrsnacht zu ſehr un: 
erfreulichen Szenen. Dort hatte ſich nach 
alter Sitte eine große Menſchenmenge 
verſammelt. Als die Rathausuhr den 
Jahreswechſel verkündete, miſchte ſich eine 

ande von Aufſtändiſchen ein 
und begann auf alle, die ſich in deut⸗ 
ſcher Sprache zum neuen Jahre 
Glück wünſchten, einzuſchlagen. Es kam 
fo weit, daß auf dem Platz kein deutfches 
Wort mehr geſprochen werden konnte, 
wenn man nicht Gefahr laufen wollte, von 
den Aufſtändiſchen mißhandelt zu werden. 


Ueberall: Verdrängung der Deutſchen 


Der deutſche Paſtor Lange in 
Pultuſk ef von dem Renegaten D. 
Burſche ſeines Amtes enthoben. — 
Auf Anordnung des Lodzer Wojewod⸗ 
ſchaftsamtes wurde der deutſchen St. 
Michaelis-Gemeinde in Lodz ihr 
in Radogoszez und Zabieniec gelegener 


Landbeſitz zugunſten der politifchen Ge— 
meinden enteignet. — Nachdem ſeit 
Veröffentlichung der Volksgruppen-Erklä⸗ 
rung von der Königshütte, der Bismarck⸗ 
hütte, der Friedenshütte, der Falvahütte 
und anderen Unternehmungen der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Schwerinduſtrie wiederholt 
größere Gruppen deutſcher Arbeiter auf die 
Straße geſetzt worden waren, wurde Mitte 
Dezember auch von den Hohenlohe: 
werken drei deutſchen Arbei⸗ 
tern wegen „Betriebseinſchränkung“ ge⸗ 
kündigt; die Arbeiter mußten ihren Be⸗ 
trieb am 1. Weihnachtsfeiertag verlaſſen. — 
Der Deutſche Elternverein in 
Siemianowitz hatte für den 18. Dezember 
die Veranſtaltung einer Weihnachts⸗ 
feier für die Kinder der deutſchen Minder⸗ 
heitsſchule geplant. Die Feier wurde von 
der Schulabteilung der Wojewodſchaft 
unter dem Vorwand verboten, daß der 
Elternverein für eine ſolche Feier nicht zu⸗ 
ſtändig ſei! — Die ſeit 17 Jahren be⸗ 
ſtehende Muſterturnſchule des 
Alten Turnvereins Kattowitz 
wurde behördlich geſchloſſen. 
Dem Leiter der Muſterturnſchule, Wander⸗ 
turnlehrer Dulaſki, wurde die Ab— 
haltung von llebungsſtunden vorerſt 
verboten. Gegen Dulaſki wurde von 
der Behörde wider beſſeres Wiſſen der Vor⸗ 
wurf erhoben, ohne Konzeſſion eine Schule 
unterhalten zu haben. — Nach der Aus⸗ 
weiſung des deutſchen Paſtors Leder, lag 
die Betreuung der evangeliſchen Kirchen: 
gemeinde Nikolai in den Händen des 
Pfarrvikars Herbert Rutz. Dieſer 
wurde am 19. Dezember gleichfalls [eines 
Amtes enthoben; an ſeine Stelle 
wurde der Pole Broda zum kommiſſa⸗ 
riſchen Verweſer der Pfarrſtelle Nikolai 
ernannt (nicht etwa gewählt!). — Wie in 
früheren Jahren, ſo wurden auch dieſes 
Mal wieder die entlaſſenen Arbeiter und 
Angeſtellten der Bismarckhütte von 
ihren in der Hütte beſchäftigten Arbeite- 
kameraden zu einer Weihnachtsfeier 
geladen und durch kleine Geſchenke erfreut. 
Nur die entlaſſenen deutſchen 
Arbeiter und Angeſtellten der 
Hütte hatte man einzuladen vergeſſen. 
Weder der Sejmmarſchall Grzeſik, noch der 
Bürgermeiſter Grzbiela noch die anweſen⸗ 
den Direktoren und Geiſtlichen nahmen 
Anſtoß daran. 


„Partei der nationalen Monarchiſten“ 


Zu den zahlreichen Parteien, die im 
Jahre 1937 gegründet worden ſind, iſt kurz 
vor Jahresſchluß noch eine neue hinzu ge— 


kommen, die nicht wegen ihrer politiſchen 
Bedeutung, ſondern wegen ihres originellen 
Programmes erwähnt werden ſoll. Sie 
nennt ſich die „Partei der natio⸗ 
nalen Monarchiſten“ und hat in 
einem an die Preſſe verſandten Informa⸗ 
tionsſchreiben zum Ausdruck gebracht, daß 
ihre Mitglieder die nichtmonarchiſtiſchen 
Nationaliſten als ihre „jüngeren Brüder“ 
betrachten, denen noch nicht die Erkenntnis 
gekommen iſt, daß „der Monarchismus die 
letzte Konſequenz des Nationalismus“ iſt. 
Es handelt ſich bei der „Partei der natio⸗ 
nalen Monarchiſten“ nicht um die erſte 
monarchiſtiſche Gruppe, die in Polen ent⸗ 
ſtanden iſt. Von ihren Vorläuferinnen 
unterſcheidet ſich die neue Partei aber in 
einem weſentlichen Punkt: Sie hat ſich 
bereits für einen Thronkandi⸗ 
daten entſchieden. In einer ihrer 
Verlautbarungen heißt es hierüber: „Am 
17. Dezember 1937 hat der Hauptvorſtand 
der Partei der nationalen Monatrchiſten 
Seine Königliche Hoheit Prinz Fried⸗ 
rich Chriſtian von Wettin von der 
Gründung der Partei der nationalen 
Monarchiſten, die um die Wiedereinführung 
der Monarchie in Polen kämpft, in Kennk⸗ 
nis geſetzt“. 


Wohnungsnot in Polen 


Ueber die kataſtrophalen Wohnungs⸗ 
verhältniſſe in Polen geben nachſtehende 
Zahlen, die auf einem Ende Dezember in 
Warſchau veranſtalteten Wohnungs: 
kongreß mitgeteilt wurden, Auskunft. 
In den Städten Polens wohnen 32 v. H. 
aller Einwohner in Einzimmer⸗ 
wohnungen und 33 v. H. in Zwei⸗ 
zimmer wohnungen; insgeſamt find 
alſo 65 v. H. der ſtädtiſchen Bevölkerung 
in Kleinſtwohnungen untergebracht. Die 
Tatſache, daß in Polen heute noch auf 
ein Bett 2,4 Perſonen entfallen, 
überraſcht um ſo mehr, als vielfach die 
Anſicht vertreten worden iſt, daß die ver⸗ 
hältnismäßig lebhafte Bautätigkeit der 
letzten Jahre die ärgſte Wohnungsnot über⸗ 
wunden habe. Es zeigt ſich jetzt aber, daß 
eine Beſſerung vorwiegend bei 
den größeren Wohnungen einge⸗ 
treten iſt, während es allenthalben noch 
dringend an Kleinwohnungen fehlt. Der 
Kongreß hat weiter feſtgeſtellt, daß die 
Wohnungsverhältniſſe der Perſonen, die 
über ein Einkommen von weniger als 
400 Zloty verfügen, derart ſind, daß ſie 
die Arbeitsfähigkeit ernſtlich bedrohen. Die 
Wohnungsnot iſt in Gdingen beſonders 
groß, da Gdingen von allen Städten 
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Polens den größten Bevölkerungszuwachs 
aufweiſt, mit dem der Bau von Klein: 
wohnungen nicht im entfernteſten Schritt 
halten kann. In den Gdingener Arbeiter 
vierteln, deren Wohnungen zu 80 v. H. 
Einzimmerwohnungen ſind, entfallen auf 
eine Wohnung durchſchnittlich 
4,5 bis 5 Perſonen. In Warſchau 
entfallen auf eine Einzimmerwohnung 
4 Perſonen, auf eine Zweizimmerwohnung 
2,6 Perſonen, auf eine Dreizimmerwohnung 
aber nur 4,6 Perſonen. 


„Deutſches Erholungswerk in Polen“ 


Der Deutſche Wohlfahrtsdienſt Poſen 
hat ein „Deutſches Erholungs: 
werkin Polen“ ins Leben gerufen. Die 
Aufgabe dieſer Einrichtung iſt es, für die 
ſchaffenden Deutſchen in Polen UIrlaubs⸗ 
und Erholungsreiſen zu organiſieren. Die 
erſte dieſer Reiſen wird vom 12. bis 
25. Februar von Poſen in das Winterſport⸗ 
gebiet der Beskiden durchgeführt werden. 
Die Teilnehmer erhalten eine um 50 v. H. 
verbilligte Eiſenbahnfahrt und werden zu 
ermäßigten Preifen in Penſionen unter— 
gebracht. 


Smetona über die Polen in Litauen 


In der Rede, die der lit auiſche 
Staatspräſident Ömetona am 
5. Januar vor den in Kauen verſammelten 
Vertretern des Tautininkai⸗Verbandes ger 
halten hat, hat er u. a. auch zu der 
Frage der polniſchen Volks- 
gruppe in Litauen Stellung ge 
nommen: „Unſere Polen find keine Ser: 
kömmlinge, ſie ſind derſelben Ab— 
ſtammung wie die Litauer, nur 
haben ſie ſich die polniſche Kultur 
angeeignet. Sie ſchwanken, wann ſie 
ſich für Polen und wann ſie ſich für Litauer 
ausgeben ſollen. Oeffentlich bekennen ſie 
einmal, daß ſie dem einen Volke angehören, 
und dann verlangen ſie wieder, daß ſie dem 
anderen Volke zugezählt werden. Nur 
wenn man die Entwicklung unſerer natio⸗ 
nalen Wiedergeburt kennt, kann man ver⸗ 
ſtehen, woher dieſes Hin- und Her⸗ 
ſchwanken kommt. So hat ſich z. B 
ein Mitglied des Rates, der den Akt der 
litauiſchen Unabhängigkeit unterzeichnete, 
als Litauer betrachtet, während ſein leib⸗ 
licher Bruder ſich als Pole ausgab und 
zum polniſchen Staatspräſidenten gewählt 
wurde. (Gemeint ſind der ehemalige Vor⸗ 
ſitzende der Memeler Hafendirektion Na⸗ 
ruſevicius und ſein Bruder, der 
ermordete polniſche Staatspräſident Na⸗ 
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rutowicz.) Auch heute kommt es recht 
oft vor, daß Glieder derſelben 
Familie, vor allem in den Kreiſen des 
Adels, ſich zum Teil als Polen, 
zum Teil aber als Litauer be⸗ 
kennen. Der Typ des Polen in Litauen 
iſt alſo unbeſtändig. Das gibt den 
Polen Gelegenheit, ſich darüber zu be⸗ 
klagen, daß ſie litauiſiert werden. Das iſt 
nicht der Fall. Denn unſere Polen 


wiſſen, daß ihre Väter und 
orväter Litauer waren. Sie 
ſelber erlangen das litauiſche Volks⸗ 


bewußtſein zurück. Daß es ſo iſt, bezeugen 
n lebendige Beiſpiele. Wenn der 
itauer zum Polen geworden iſt, warum 
ſoll er dann nicht wieder Litauer werden? 
Der Typ des alten Polen⸗ 
litauers, den der verftorbene 
Marſchall Pilſudſki darſtellt, 
der ſich bekanntlich rühmte, 
nicht polniſcher, ſondern litau⸗ 
iſcher Abſtammung zu ſein, iſt 
zum Ausſterben verurteilt. Heute 
iſt die Zeit gekommen, in der man ſich ſo 
oder ſo entſcheiden muß. Zweierlei kann 
man nicht mehr ſein.“ 


Antipolniſche Siedlungspolitik in Litauen 


Wie von polniſcher Seite gemeldet wird, 
hat der litauiſche Kriegsminiſter im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Innenminiſter be⸗ 
ſchloſſen, eine Koloniſierung des 
geſamten Grenzgebietes gegen 
Polen mit litaufſchen Elemen⸗ 
ten durchzuführen. Vor allem ſollen ehe— 
malige Soldaten, ferner Mitglieder der 
litauiſchen Schützenverbände, des Eiſernen 
Wolfs uſw. angeſiedelt werden. Im Zu⸗ 
ſammenhang damit, ſo heißt es in der 
polniſchen Meldung weiter, haben die litau⸗ 
iſchen Behörden die Abſicht, die im 
Grenzgebiet ſiedelnden Polen 
ins innere litauiſche Staats- 
gebiet zu verpflanzen. 


Film „Grenzland Oſtpommern“ 


Am 9. Januar wurde in Stolp in Pom. 
der von der Stoecker⸗Film AG. hergeſtellte 
Kulturfilm „Grenzland Oſtpommern“ ur⸗ 
aufgeführt. Der Film (Regie: Dr. Ulrich 
Kayſer) verdankt der Initiative und Un⸗ 
terſtützung der Handelskammer Stolp, vor 
allem dem Einſatz des Handelskammerſyn⸗ 
dikus Dr. Heinemann, ſeine Entſtehung. 
Der Film gibt einen ſchönen und inter⸗ 
eſſanten Querſchnitt durch dieſes bisher 
dem deutſchen Volke wohl noch am wenig⸗ 
ſten bekannte deutſche Grenzland im Oſten. 


Geſchichte und Gegenwart, Landſchaft, 
Wirtſchaft und Menſchen Oſtpommerns 
werden im raſchen Wechſel wirkungsvoller 
Bilder gezeigt. Wenn der Film in nächſter 
Zeit im Beiprogramm durch die Lichtſpiel⸗ 
theater des ganzen Reiches gehen wird, 
wird er ſeinen Zweck, für das Grenzland 
Oſtpommern zu werben, erfüllen. 


Oberſt Beck in Berlin 


Der polniſche Außenminiſter Oberſt 
Beck ſtattete am 13. Januar auf der 
Durchreiſe nach Genf dem Reichsminiſter 
des Auswärtigen, Freiherrn von Neu⸗ 
rath, einen Beſuch ab, an den ſich eine 
längere Unterhaltung knüpfte. Dann ſah 
ihn Miniſterpräſident Generaloberſt G ö; 
ring bei ſich zu Gaſt. Darauf ſuchte 
Oberſt Beck den Reichsminiſter für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda, Dr. Go e b⸗ 
bels, auf. 


Ernſt Wilms⸗Poſen } 


Am 2. Januar ſtarb in Düſſeldorf im 
Alter von 72 Jahren der letzte deut⸗ 
ſche Oberbürgermeiſter der Stadt 
Poſen, Geheimrat Dr. Ernſt Wilms. 
Wilms wurde in Rheda in Weſtfalen ge⸗ 
boren. Als junger Beigeordneter der Stadt 
Düſſeldorf machte er ſich im Jahre 1902 
durch die glänzende Organiſation der 


Düſſeldorfer Induſtrie- und Gewerbe⸗ 
ausſtellung einen Namen. Im Jahre 1903 
wurde er als Nachfolger Wittings zum 
Oberbürgermeiſter von Poſen berufen. 
Seine Amtszeit war die Zeit des groß⸗ 
zügigen Ausbaues der Stadt: der Feſtungs⸗ 
gürtel wurde niedergelegt, neue Stadtteile 
erſtanden, Promenaden und andere Grün⸗ 
anlagen lockerten das Stadtbild auf, zahl⸗ 
reiche repräſentative öffentliche Gebäude 
wurden errichtet, ſo das Schloß, die 
Generallandſchaftsdirektion, die Oberpoſt⸗ 
direktion, die Akademie, das Stadttheater, 
die Anſiedlungskommiſſion uff., das Stadt⸗ 
innere wurde ſaniert, das ſchöne alte Rat⸗ 
haus Poſens wurde erneuert. Wilms 
brachte die durch ſeinen Vorgänger in Un⸗ 
ordnung gebrachten Finanzen der Stadt 
wieder in Ordnung. Es war eine durchaus 
verdiente Anerkennung der von ihm ge⸗ 
leiſteten Arbeit, als ihm nach dem Verluſt 
Poſens die Genehmigung erteilt wurde, den 
Namen der Stadt, der er anderthalb Jahr⸗ 
zehnte ſeine ganze Arbeitskraft gewidmet 
hatte, in ſeinem Familiennamen zu führen. 
Durch den Umſturz von 1918 und den 
polniſchen Aufſtand wurde Dr. Wilms aus 
Poſen vertrieben. Er wurde zunächſt als 
Berliner Vertreter der Waffenſtillſtands⸗ 
kommiſſion ins Auswärtige Amt berufen. 
Nach Erledigung dieſes Auftrages ließ er 
fi) als Rechtsanwalt in Düſſeldorf nieder. 


Bücher über den Oſten 


Deutſcher Oſten. Wandkalender für 1938. 
Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin. 67 Blatt. 
Preis 1,80 RM. — Dieſer Wandkalender iſt 
ganz in den Dienſt der Oſtwerbung geſtellt. Er 
vereinigt die beiden tragenden Elemente der 
Oſtwerbung in ſich: Er ſtellt auf der einen 
Seite dar, was der deutſche Oſten an Schönem 
und Wertvollem zu bieten hat, und veranſchau⸗ 
licht auf der anderen Seite die Aufgaben, die 
dem deutſchen Volke im Oſten geſtellt ſind. 
Auf den Vorderſeiten der durchweg doppelſeitig 
bedruckten Blätter iſt vom ſchönen Oſten und 
auf den Rückſeiten vom politiſchen Oſten 
die Rede. Die Schauſeiten der Kalenderblätter 
nehmen Bilder oſtdeutſcher Landſchaften, Städte 
und Siedlungen ein, wobei beſonderer Wert auf 
die Auswahl nicht nur photographiſch ſchöner, 
ſondern auch für den jeweiligen Landesteil 
charakteriſtiſcher Motive gelegt worden iſt, ſo 
daß der Kalender einen Ueberblick über die 
immer wieder überraſchende landſchaftliche 
Vielgeſtaltigkeit des deutſchen Oſtens vermittelt. 
In deſſen politiſche Bedeutung führen die 
knapp und theſenhaft gehaltenen Texte und die 


etwa 80 Zeichnungen und Karten ein, die die 
Rückſeiten der Kalenderblätter einnehmen. Es 
iſt dort von der geſchichtlichen Leiſtung des 
deutſchen Volkes im Oſten, von der Arbeit des 
Deutſchen Ordens, vom Städtebau im öſtlichen 
„Kolonialgebiet“ uſw. die Rede. Es wird über 
die wirtſchaftszerſtörenden Wirkungen der 
Pariſer Vorortdiktate, über die rechtliche 
Stellung der Freien Stadt Danzig, über das 
Deutſchtumsbekenntnis des Memelgebietes, über 
den Volkskampf in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten, über den Kampf um Poſen und vieles 
andere berichtet. Es wird ein Einblick gegeben 
in die volkspolitiſchen Kräfte und in die 
Methoden des Volkstumskampfes im Oſten, in 
die Aufbauarbeit des Dritten Reiches, in die 
bevölkerungspolitiſchen Probleme des Oſtens 
und in viele andere Fragen. Es wird über die 
vorgeſchichtliche Beſtedlung des Oder-Weichſel⸗ 
landes, über die ſtammliche Gliederung des öſt⸗ 
lichen Deutſchtums, über die Schickſale Soldaus 
und des Hultſchiner Ländchens, über die Ent⸗ 
wicklung in den an Polen abgetrennten Gebieten 
uſw. geſprochen. So iſt in dieſem Kalender 
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das landſchaftlich Schöne und das politiſch 
Kämpferiſche des deutſchen Oſtens gleichwertig 
nebeneinandergeſtellt. Dabei iſt als deutſcher 
Oſten das ganze, ſich von Memel bis Paſſau 
erſtreckende reichsdeutſche Grenzland verſtanden, 
das, ſo unterſchiedlich es in ſeiner natürlichen, 
ſozialen und wirtſchaftlichen Struktur erſcheint, 
binſichtlich ſeiner politiſchen Bedeutung für das 
deutſche Volk doch eine Einheit darſtellt. Und 
von diesſeits der Grenze wird mit den Zeich⸗ 
nungen und Karten und mit den Texten immer 
wieder ein Blick in die weiten Länder jenſeits 
der Grenze des Reiches geworfen, — damit 
andeutend, daß die deutſche Aufgabe an der 
machtpolitiſchen Erſtarrungslinie, die dieſe viel⸗ 
fach gewundene und gezackte Grenze darftellt, 
nicht endet und daß auch jenſeits dieſer Grenze 
deutſches Schickſal geſtaltet fein will. Den 
großen Gedenktagen des neuen Reiches, dem 
30. Januar, dem 20. April, dem 2. Auguſt und 
dem 9. November ſind beſondere Blätter 
gewidmet. 


Oberſchleſien in der Aufſtandszeit 1918 
bis 1921. Erinnerungen und Dokumente. Von 
Generalleutnant a. Karl Hoefer. 
Verlag von E. S. Mittler u. Sohn, Berlin 
1938. 376 Seiten. Preis 5,80 AM. — General- 
leutnant Hoefer, den der Führer unter Würdi⸗ 
gung ſeiner militäriſchen Leiſtungen und ſeiner 
politiſchen Einſatzbereitſchaft in der Zeit des 
Zuſammenbruches kürzlich zu feinem 75. Ge: 
burtstag beglückwünſchte, wurde in Pleß in 
Oberſchleſien geboren. Als gebürtiger Ober⸗ 
ſchleſier und als Offizier, der, trotzdem er 1914 
ſeinen rechten Arm verloren hatte, den ganzen 
Krieg an der Front mitmachte, war Hoefer in 
der Notzeit Oberſchleſiens der Mann, der die 
Verhältniſſe des Landes und die Möglichkeiten 
ſeiner militäriſchen Verteidigung ſo beurteilen 
konnte, daß ihm dort ein ſowohl militäriſch wie 
auch politiſch verantwortlicher Poſten an⸗ 
vertraut werden konnte. Zur Zeit des erſten 
polniſchen Aufſtandes im Jahre 1919 war 
Hoefer Befehlshaber der aus der 117. 
Infanteriediviſion hervorgegangenen Kleinen 
Reichswehrbrigade 32. Er verſtand es, mit 
dem Spuk der Arbeiter- und Soldatenräte auf: 
zuräumen und den Aufſtand niederzuwerfen. 
Der zweite polniſche Aufſtand, der genau ein 
Jahr ſpäter erfolgte, brachte den Polen, die 
ſich jetzt bereits der Förderung und des Schutzes 
der in der Interallierten Kommiſſion maß⸗ 
gebenden Franzoſen erfreuten, inſofern einen 
Erfolg, als die Sicherheitspolizei, die das Land 
tapfer und einſatzbereit vor den polniſchen 
Banden zu ſchützen verſuchte, aufgelöſt wurde. 
Als dann ſechs Wochen nach der Abftinmung, 
Anfang Mai 1921, der dritte polniſche Auf⸗ 
ſtand ausbrach, wurde Hoefer wieder mit der 
Führung des deutſchen militäriſchen Wider 
ſtandes, des Selbſtſchutzes Oberſchleſien, be: 
traut. Als militäriſcher Oberbefehlshaber, der 
im Rahmen der ihm gegebenen geringen materi⸗ 
ellen Möglichkeiten auf eigene Verantwortung 
handelte, war Hoefer damals im Abftinmungs: 
gebiet 99 ein politiſch ausſchlaggebender 
Faktor des Deutſchtums gegenüber den Auf⸗ 
ſtändiſchen und der Interallierten Kommiſſion 
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Er nahm damit eine doppelte Stellung ein, die 
ihn oft in innere Konflikte verſetzte. Was er 
als Soldat und Aktiviſt oft gern getan hätte, 
verbot ihm nur allzu oft die Rückſicht auf die 
möglichen politiſchen Rückwirkungen feiner 
Handlungen. Hoefer geriet, zumal er infolge 
ſeiner Beauftragung durch die Reichsregierung 
(ein gewiſſer Dr. Wirth war damals Reiche 
kanzler!) in den Selbſtſchutzkreiſen als politiſch 
verdächtig galt, oft in Gegenſatz zu den Führern 
der Selbſiſchugein heiten, beſonders zu General 
von Hülſen, der die politiſchen Bedenken Hoe⸗ 
fers gegen eine militäriſche Großaktion gegen 
die Aufſtändiſchen und deſſen Einwände gegen 
den vom Selbſtſchutz geforderten Widerſtand 
gegen die Anordnungen der Interallierten 
Kommiſſion nicht gelten laſſen wollte und auch 
die rein militäriſchen Erfolgsausſichten des 
Selbſtſchutzes optimiſtiſcher als Hoefer ein⸗ 
ſchätzte. Einen erheblichen Teil ſeines Buches 
verwendet Hoefer darar,, feine damaligen Ent: 
ſcheidungen, die ein Kompromiß zwiſchen ſol⸗ 
datiſchem Tatendrang und politiſcher Taktik 
waren, als Entſchlüſſe zu rechtfertigen, die in 
der gegebenen Lage die Wahrſcheinlichkeit des 
größten Geſamterfolges für Deutſchland für 
ſich hatten. Er ſagt allerdings ſelbſt, daß es 
ſich nachträglich niemals mehr mit voller Klar⸗ 
heit wird entſcheiden laſſen, ob der Selbſtſchutz 
mehr erreicht hätte, wenn er aktiver eingeſetzt 
worden wäre. Ingemein ſpannend und erregend 
iſt die Darſtellung, die Hoefer vor allem von 
der noch wenig bekannten Kuliſſenarbeit gibt, 
die den dritten polniſchen Aufſtand begleitete. 
Die Spannungen, die in der Oberfchlefienfrage 
zwiſchen den allierten Mächten beſtanden, die 
engen Beziehungen, in denen die engliſchen Offi⸗ 
ziere mit dem deutſchen Selbſtſchutz ſtanden, 
die hinterhältigen Methoden des franzöſiſchen 
Generals Le Rond, das Ringen zwiſchen Hoefer 
und den Selbſtſchutzführern um die Wahrung 
der politiſchen Linie in den militäriſchen Akti⸗ 
onen, die Zuſammenarbeit mit dem aus den 
damaligen deutſchen Parteien und Gewerk⸗ 
ſchaften Oberſchleſiens zuſammengeſetzten Zwöl⸗ 
fer⸗Ausſchuß, ſowie mit dem Vertreter des 
luswärtigen Amtes und all die anderen Ereig⸗ 
uiſſe, die ſich damals mehr oder weniger unter 
Ausſchluß der Oeffentlichkeit abſpielten, werden 
in dem Buche Hoefers, durch, zahlreiche Dofu- 
mente belegt, eingehend geſchildert. Rückhalt⸗ 
los erkennt Hoefer die hervorragenden ſolda⸗ 
tiſchen Leiſtungen des Selbſtſchutzes au, vor 
allem den Sturm auf den Annaberg und den 
Vorſtoß zum Klodnitzkanal. Nüchtern und 
ſachlich abwägend bleibt er ſtets in der Beur⸗ 
teilung des Möglichen. Klar und ruͤckſichts⸗ 
los iſt fein Urteil über die Haltung der frau 
zöſiſchen Beſatzungstruppen. Offen und deut⸗ 
lich kennzeichnet er den Charakter der polniſchen 
Rebellen, unter deren blutigem Terror das 
Deutſchtum des inſurgierten Gebietes Unſägliches 
zu leiſten hatte. Für die Kenntnis der Vorgänge, 
die ſich in den Jahren 1918-1924 in Ober⸗ 
ſchleſien abgefpielt haben, ift Hoefers Buch un⸗ 
entbehrlich. Lehrreich iſt es, im Hinblick auf die 
verſchiedene Beurteilung der militäriſchen Mög⸗ 
lichkeiten und der politiſchen Zuſammenhänge, 


das Buch Hoefers mit dem des Generals von 
Hülſen zu vergleichen. Dr. K 


Die polniſche Kunſt von 1800 bis zur 
Gegenwart. on Alfred Ku gu Verlag 
von Klinkhardt und Biermann, Berlin 1937. 
Zweite veränderte Auflage. 211 Seiten mit 155 
Abbildungen und Literaturüberſicht. Preis 7,50 
RM. — Von einer eigentlichen polniſchen 
Kunſt konnte man in der Zeit des altpolniſchen 
Staates nicht ſprechen. Die Schicht, aus deren 
Kräften heraus eine folche Kunſt ſich hätte 
entwickeln können, ein polniſches Bürgertum, 
war nicht vorhanden, oder es war, ſoweit es ſich 
auf der von den Deutſchen geſchaffenen Grund⸗ 
lage etwa zu entwickeln begonnen hatte, in den 
gewaltſamen inneren Auseinanderſetzungen, die 
das damalige Polen erſchütterten, wieder zu⸗ 
peunde gegangen. „Polen hatte bisher (d. h. 
is zum Beginn des 19. Jahrhunderts) keine 
eigene Kunſt beſeſſen. Selbſt wenn man einen 
polniſchen Bauſtil im Sinne Noakowſkis zu⸗ 
eben wollte, auf den Gebieten der Malerei und 
laſtik beſtand nichts, was eine eigene imma⸗ 
nente Kunſtentwicklung autochthoner Prägung 
darſtellen konnte.“ Der Anſtoß zu einer eigenen 
polniſchen Kunſtentwicklung erfolgte von der 
Literatur her. Dieſe Literatur aber hatte ihren 
Sitz in der Emigration. Das gab ihr einen be⸗ 
fonderen Charakter: „Die Erinnerung läßt alles 
ſchöner erſcheinen, die Entfernung monumenta⸗ 
liſiert die Bilder, der Verbannungsſchmerz ver: 
ändert den Akzent, verſchärft den Ton; gleich⸗ 
ſam monomaniſch bewegt ſich von jetzt ab das 

Denken des polniſchen Künſtlers um ſein vater⸗ 
ländiſches Los.“ Das galt auch für die bildende 
polniſche Kunſt, vor allem in der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, unter der die Malerei die 
weitaus erſte Stelle einnahm. Auch in der 
Malerei war die Darſtellung der vergangenen 
(und durch den Schmerz des ſtaatlichen ee: 
ganges überſteigerten) Große Polens zunächſt 
das beherrſchende Thema. Das gab der pol⸗ 
niſchen Kunſt ihre politiſch erzieheriſche Ten⸗ 
denz, verſperrte ihr zunä aber auch den 
Auffteg zu europäiſcher Bedeutung. „Der 
Slawe iſt an und für ſich kein bildkünſtleriſcher 
Menſch, was ſich am deutlichſten in dem fuft 
völligen Mangel an Skulptur bei ihm zeigt: 
er iſt Dichter, Träumer, Muſiker. Er lebt in 
Viſionen, berauſcht ſich an Ideen, ohne das 
Bedürfnis nach prägnanter taſtbarer Formulie⸗ 
rung. Hier iſt er der genaue Gegenſatz zum 
Romanen, mit dem ihn Eigenſchaften des 
Temperaments verbinden. Als ſtarke innere 
Erlebniſſe nach außen drängten, da machten ſie 
ſich naturgemäß in einer Gefühlsſprache Luft, 
die dem Polen von vornherein gegeben war, in 
der Muſik und in der Literatur. Sehr lange 
dauerte es dann, bis eine Verbindung zur bil⸗ 
denden Kunſt ſich herſtellte. Und als ſie endlich 
da war, bedeutende Ausſtrahlung von ihr aus⸗ 
ging, da war es doch wiederum zuerſt das Sujet, 
das man ergriffen auf ſich wirken ließ, wenn 
auch in einer durchaus konventionellen Form.“ 
Erſt als es der polniſchen Malerei gelang, ſich 
langſam vom hiſtoriſchen Sujet zu befreien, 
wuchs ſie im Laufe des 19. Jahrhunderts all⸗ 
mählich mit einigen ihrer Vertreter in europä⸗ 


iſche Maße 91 5 Daß das vor allem von der 
Seite der Landſchaftsmalerei her geſchah, ſo 
durch Glowacki, Ehelmowſki, Falat und Wye⸗ 
zolkowſki, war für die Richtung des künſt⸗ 
leriſchen Könnens der Polen wiederum bezeich⸗ 
nend. Dabei blieb durch das ganze Jahrhundert 
(bis heute) die Verbindung der polniſchen 
Malerei mit den europäifchen Hochburgen der 
Kunſt beſtehen; zuerſt waren es Wien und 
München, wo faſt alle polniſchen Maler ihre 
Ausbildung und Ausrichtung erhielten; ſpäter 
traten Berlin und vor allem Paris an deren 
Stelle. In kürzeren Kapiteln behandelt Alfred 
Kuhn außer der Malerei auch die polniſche 
Plaſtik und Graphik. Auf dieſem letzteren 
Gebiete haben polniſche Künſtler (Skoczylas, 
Stryjenſka) Bedeutendes geleiſtet. Den Ab- 
ſchluß bildet ein Abſchnitt über den polniſchen 
„Kilim“. Nicht unbedeutend iſt die Zahl der 
polniſchen Künſtler, die in ihren Namen noch 
mehr oder weniger deutlich ihre nichtpolniſche 
Herkunft erkennen laſſen. Man findet unter 
ihnen Namen wie Stattler, Simmler und 
Brandt, Grottker, Matejko, Mehoffer und Tet⸗ 
majer, Lenc, Pautſch, Gotard und Hoppen, 
Szubert, Rygier, Wittig, Holender und 5 

I. K. 


in den drei 


Das Stadtbild von Da 
Von 


Jahrhunderten ſeiner großen Geſchichte. 
Otto Kloeppel. Verlag A. Kafe⸗ 
mann Gmb H., Danzig 1937. 311 Seiten. 
207 Bilder und 11 Pläne. Preis 15, — RM. 
— Das vorliegende Werk iſt als Band s der 
von der Architekturabteilung der Techniſchen 
Hochſchule Danzig herausgegebenen Schriften⸗ 
reihe „Die Baukunſt im Deutſchen Oſten“ er⸗ 
ſchienen. Es iſt ein in ſeiner Art einzigartiges 
Buch. Es iſt ein Verſuch, eine Bildgeſchichte 
Danzigs als raumkünſtleriſcher Einheit zu 
geben, die große Geſchichte dieſer deutſchen 
Stadt an ihrer baulichen Entwicklung an⸗ 
ſchaulich zu machen. Es ſtützt ſich dabei auf 
die Vorarbeiten beſonders von Carſtenn, Matt⸗ 
haei, Cuny, Köhler, Simſon und Keyſer. Eine 
ganze Reihe weiterer Kenner der Baugeſchichte 

anzigs haben dem Verfaſſer die Ergebniſſe 
ihrer ge zur Verfügung geſtellt. Außer 
dem einleitenden und dem Schlußkapitel, die ſich 
mit der Entſtehung der baulichen Anlage Dan⸗ 
zigs bezw. mit ihrer Weiterentwicklung im 18. 
und 19. Jahrhundert befaſſen, iſt das Werk den 
drei Jahrhunderten der großen Geſchichte der 
Stadt Danzig, von der Mitte des 14. bis zur 
Mitte des 17. Jahrhunderts, gewidmet. Mit 
lebendiger Anſchaulichkeit, die durch eine Fülle 
von Aufnahmen ſowie den zeitgenöſſiſchen und 
rekonſtruierenden Zeichnungen unterſtützt wird, 
läßt der Verfaſſer die Stadt Danzig, wie ſie 
um die Jahre 1400, 4500 und 1600 beſtanden 
hat, vor dem Leſer erſtehen. Um 1400, das iſt 
die Zeit, in der die Bürgerhäuſer der Stadt noch 
faſt reſtlos aus Holzfachwerk beſtanden, nur 
die öffentlichen Gebäude ſchon in Stein aus⸗ 
geführt waren und die ſteinerne Stadtmauer 
nur den Kern der Stadtanlage, die Rechtſtadt, 
umgab. Um 1500, das iſt die Zeit, in der die 
Mauer bereits die erweiterte Siedlung, alſo die 
Rechtſtadt einſchließlich der Altſtadt und der 
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C. Haase Nachflg., Cottbus 


Lausitzer Straße 3. 


Vorſtädte uniſchloß, die Bürgerhäuſer zumeift 
ſchon in Stein ausgeführt waren und das ge⸗ 
ſamte Stadtbild baulich wie aus einem Guß 
geformt war. Um 1600 war dann die großartige 
ſteinerne Wehranlage bereits großenteils der 
baſtionären Befeſtigung gewichen und hatte ſich 
das alte gotiſche Gamen der Bürgerbauten 
mit dem ode ai der Renaiffance über: 
deckt. Das Einzigartige an der ſtädtebaulichen 
Entwicklung Danzigs iſt, daß, abgeſehen vom 
19. Jahrhundert, keine Zeit und keine Stilepoche 
die Einheitlichkeit und Geſchloſſenheit der ur⸗ 
ſprünglichen Anlage zerſtört hat, daß der Um⸗ 
bruch von der Gotik zur Renaiſſance nicht in die 
Struktur des gotiſchen Stadtkörpers eingriff, 
ſondern nur ihr äußeres Kleid berührte, daß 
ſich der typiſche, breitgelagerte Horizontalismus 
der Renaiſſance⸗ und Barockperiode, ohne das 
für die Gotik charakteriſtiſche Wettſtreben aller 
Bauglieder nach oben zu dämpfen, nur an einer 
einzigen Stelle, in der baſtionären Befeſtigungs⸗ 
anlage auswirkte. Danzig blieb, trotz der Zer⸗ 
ſtörungen und Erweiterungen des 19. Jahr⸗ 
hunderts, die einzige deutſche Großſtadt, die in 
ihrem Kern die Einheitlichkeit des ſtädtebau⸗ 
lichen Stiles zu wahren vermochte, die ſie z. Z. 
ihrer großartigſten Entfaltung, um 1500, erreicht 
hatte. Dr. K. 


Im Land der Pferde. Trakehnen. Land⸗ 
ſchaft, Menſch und Pferd. Von Walther 
Franz mit Lichtbildern von Walter 


Naſchdorff und Zeichnungen von Erich 
Birth. 3. Auflage. Grenzlandverlag Guſtav 
Boettcher, Pillkallen und Leipzig 1937. 
147 Seiten. Preis 5,30 RM. — Es iſt ein 
Buch, das jeden, der Pferde liebt, begeiſtert. 
Es erzählt von dem Land der Pferde, Tra⸗ 
kehnen, von dem Aufwachſen der Füllen, von 
den Schickſalen des Pferdes im Ablauf des 
Jahres, von ſeiner Erziehung, von der Arbeit 
der Wärter und Stutmeiſter, von dem ſolda⸗ 
tiſchen Leben des Reitburſchen und der Ver⸗ 
antwortung des Landſtallmeiſters, von den 
8 und Wandlungen der Trakehner 
Zucht. Es berichtet über die 200 jährige Ge⸗ 
ſchichte des Hauptgeſtütes Trakehnen und feiner 
16 Vorwerke. Der Bericht trägt die Note des 
unmittelbaren Erlebens an ſich, und dieſe Note 
wird durch die zahlreichen prachtvollen Auf— 


Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin S 61, Lankwitzſtr. 2-3. — Verantwortlich 


—— ͤꝗb ʒ—ʒ—v—ãÄ—: ———— 


nahmen und die vielen in den Text eingeſtreuten, 
launigen Zeichnungen noch beſonders wirkſam 
unterſtrichen. Das Buch iſt ein Lob des Tra⸗ 
kehner Pferdes, ſeiner Stärke und Vielſeitigkeit 
und Schönheit, und damit zugleich ein Lob 
Oſtpreußens, der Heimat des Kameraden Pferd. 


r. 
Elche zwiſchen Meer und Memel. Von 
Martin Kakies. Hugo Bernmüller Ver⸗ 
lag, Berlin-Lichterfelde 1937. Mit 82 Ab: 


bildungen. 63 Seiten. Preis 3,60 RM. — 
In ſpannenden Erzählungen, die durch vor: 
1 8 vom Verfaſſer ſelbſt aufgenommene 
otos ergänzt werden, wird uns das Leben des 
Elches in einer Form nähergebracht, wie es 
wohl bisher noch keinem Schriftſteller gelungen 
iſt. Man fühlt, daß das Buch von einem 
Mann geſchrieben iſt, der mit ſeinem Heimat⸗ 
boden tief verwurzelt iſt. Das Buch gehört 
in den Bücherſchrank jedes Naturfreundes und 
echten Weidmannes. Hoffmeyer. 


Der Vogel Rock. Erzählung von Ludwig 
Fink h. Deutſcher Volksverlag München 1923. 
— Die Erzählung beginnt als ein ſchwäbiſches 
Idyll. Ein paar junge Menſchen wachſen in 
der Geborgenheit ihrer Heimat heran, von dem 
Drange nach großem Erleben und von den 
Wunſche erfüllt, in einer ziel- und haltlos 
gewordenen Zeit als Deutſche draußen in der 
Welt ihren Mann zu ſtehen. Mehr der Zufall. 
als das eigene Bemühen führt ſie über das große 
Waſſer, wo ſie ſich als kleine deutſche Gruppe 
in Kolumbien auf dem 1 0 eines ſchwãbiſchen 
Landsmannes eine neue Exiſtenz aufzubauen 
beginnen. Dort überraſcht ſie der Krieg, und 
ſie durchleben all den Stolz, das Bangen und 
die Not, welche die von ihrem Mutterlande 
abgeſchnittenen und in dem großen Ringen 
ihres Volkes zur Untätigkeit verurteilten Reichs⸗ 
deutſchen im Ausland erlebten. Sie finden ſich 
noch enger zuſammen, ſuchen die weit über das 
Land verſtreuten Deutſchen zu ſammeln und 
auf ihrem Platze dem bedrängten und ſchließlich 
unter der leberzahl der Feinde zuſammen⸗ 
brechenden Mutterlande zu helfen. So weitet 
ſich die Erzählung aus zu einem Buch deutſchen 
Schickſals im Ausland. Dr. K. 
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